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Unsere zehn wichtigsten Vorhaben
Unsere Stadt steht vor zahlreichen Herausforderungen. Das vorlie-
gende Programm gibt hierauf sozialdemokratische Antworten, mit 
denen wir dafür sorgen, dass Münster für alle lebens- und liebens-
wert bleibt. Die folgenden zehn Vorhaben sind uns dabei besonders 
wichtig.

	� 	Wir werden dafür sorgen, dass die Kita-Gebühren nicht erhöht 
werden. Die ohnehin schon vielfach belasteten Familien können 
sich hier auf uns verlassen.

	�
	� 	Wir werden einen neuen Berufsschulcampus an der Nieberding-
straße errichten. Denn es wird Zeit, dass die berufliche Bildung 
endlich auch in Münster den Stellenwert bekommt, den sie ver-
dient.

	�
	� Wir werden Werkswohnungen ermöglichen und ein Azubi-
Wohnheim bauen. Weil Wohnen nicht nur eine zentrale Frage 
der sozialen Gerechtigkeit ist, sondern auch eine entscheidende 
Rolle für die Zukunftsfähigkeit unserer Stadt spielt: Wenn drin-
gend benötigte Fachkräfte sich Münster nicht mehr leisten kön-
nen, wird unsere Stadt in Zukunft nicht mehr funktionieren. Die 
Vorfahrt für Wohnen setzen wir auch an anderen Stellen ganz 
konkret um: Wir werden die städtischen Baustandards am ge-
setzlichen Mindeststandard ausrichten und zusätzliche Flächen 
bereitstellen, auf denen neue Wohnungen entstehen können.

	�
	� 	Wir werden die Gesamtschulen weiter ausbauen. Diese Schul-
form leistet nicht nur einen wichtigen Beitrag zur sozialen Ge-
rechtigkeit, die Münsteraner Eltern stimmen auch Jahr für Jahr 
mit den Füßen ab, dass sie mehr Gesamtschulplätze wollen.

	�
	� 	Wir werden unsere Bäder modernisieren und uns weiterhin für 
ein Familienbad einsetzen. Denn zu einer attraktiven Stadt ge-
hört ein attraktives Bäderangebot.

	�
	� 	Wir werden dafür sorgen, dass Schulessen kostenlos wird. Denn 
so entlasten wir Familien und unterstützen insbesondere be-
nachteiligte Kinder.

	�
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	� 	Wir werden die Verkehrswende sozial gerecht vorantreiben. Da-
für werden wir im gesamten Stadtgebiet Metrobuslinien einrich-
ten und in den Ausbau des ÖPNV investieren.

	�
	� 	Wir werden die Beleuchtung im öffentlichen Raum verbessern 
und in den Bussen ein abendliches Halten auf Wunsch ermögli-
chen. Dies leistet einen Beitrag dazu, dass insbesondere Frauen 
sich zu jeder Zeit in unserer Stadt sicher fühlen können.

	�
	� 	Wir setzen uns für ein gutes Zusammenleben von Mensch und 
Tier ein, indem wir etwa neue Auslaufflächen für Hunde schaf-
fen und in der Silvesternacht einen Zufluchtsort für verängstigte 
Haustiere und ihre Besitzer*innen anbieten.

	�
	� 	Wir werden die Münsteraner Kleingärten erhalten und ausbau-
en. Sie leisten einen wichtigen Beitrag zu Umweltschutz und 
Naherholung und sind ein unverzichtbarer Teil unserer Stadt.
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Wohnen
Wohnen ist eine der großen 
sozialen Herausforderungen 
der Gegenwart. Alle Menschen 
müssen ein Dach über dem Kopf 
haben, unter dem sie sich wohl-
fühlen und das sie sich leisten 
können. Wohnen ist darüber hi-
naus auch ein Schlüssel für an-
dere Herausforderungen. Denn 
auch wer in Kindergärten, Kran-
kenhäusern oder Pflegeheimen 
arbeitet, muss es sich leisten 
können, in Münster zu wohnen. 
Den Fachkräftemangel wird die 
Stadtgesellschaft daher nur lö-
sen, wenn alle zusammen deut-
lich mehr Wohnraum schaffen. 

Wir haben in den letzten Jah-
ren bereits einige Fortschritte 
erreicht. In einer Stadt, in der 
die Mieten steigen, haben wir 
für bezahlbaren Wohnraum ge-
kämpft. Wir haben Flächen für 
neue Wohnungen in Gremmen-
dorf, Hiltrup, Albachten und 
Gievenbeck geschaffen und im 
Jahr 2023 den höchsten Wert 
an neuem Wohnraum erzielt. Mit 
einer kräftigen Unterstützung 
von 50 Millionen Euro für die 
städtische Wohnungsbauge-
sellschaft „Wohn + Stadtbau“ 
haben wir dafür gesorgt, dass 
die Stadt selbst entscheiden 
können, was wo gebaut wird. 
Besonders stolz sind wir auf 
die Unterstützung für Azubis, 

für die wir ein modernes Wohn-
heim am Hafen bauen werden. 
Auch um Wohnen für Familien 
und soziale Wohnprojekte ha-
ben wir uns gekümmert. Alter-
native Wohnformen haben wir 
durch Kredite unterstützt. Damit 
Münster für alle bezahlbar und 
lebenswert wird.
Die Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum hat für uns auch in 
den nächsten Jahren Priorität 
gegenüber anderen politischen 
Zielen. Für uns steht fest: Vor-
rang für Wohnen für alle! Die fol-
genden Themen und Maßnah-
men werden dabei im Zentrum 
stehen.

Für mehr Wohnungen

Wir werden neues Bauland 
bereitstellen und dabei auch 
Stadtteile erweitern. Dabei wer-
den wir sicherstellen, dass die 
Anbindung an einen leistungs-
fähigen ÖPNV gewährleistet ist.
Beispielsweise werden wir uns 
dafür einsetzen, den Stadtteil 
Sentrup zwischen Zoo und Ro-
xeler Straße zu erweitern und 
dort wertvollen, bezahlbaren 
sowie natur- und stadtnahen 
Wohnraum, unter anderem für 
die Beschäftigten des nahege-
legenen Uniklinikums, schaffen. 

Überbordende Gestaltungs- 
und Planungsprozesse, die 
Neubauprojekte in Münster in 
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den letzten Jahren deutlich in die 
Länge gezogen haben, werden 
wir beschleunigen. Neue Quar-
tiere müssen nicht in erster Linie 
Architekturpreise gewinnen, son-
dern sich an den Bedürfnissen 
der Nutzer*innen orientieren. Zu 
hohe Standards behindern den 
Bau neuer Wohnungen. Daher 
werden wir die städtischen Leit-
linien dahingehend überarbeiten, 
dass sie sich am gesetzlichen 
Mindeststandard orientieren. 
Im Bereich der Altstadtsatzung 
werden wir für die Schaffung 
von weiterem Wohnraum klare 
Kriterien schaffen und den Woh-
nungsbau auch hier zur Priorität 
machen.

Wir werden für eine gute Mi-
schung in den neuen Wohn-
gebieten sorgen. Dabei setzen 
wir insbesondere auf den Ge-
schosswohnungsbau. Dane-
ben wollen wir weiterhin auch 
Einfamilienhäuser ermöglichen. 
Flächen, die neu bebaut wer-
den, wollen wir möglichst effizi-
ent nutzen. Das bedeutet auch, 
dass wir höher bauen werden, 
als es bisher in Münster üblich 
ist. Konkret wollen wir in Bebau-
ungsplänen künftig ermöglichen, 
bis zu zwei Geschosse mehr als 
in der jeweiligen Umgebung zu 
ermöglichen.

In allen neuen Wohngebieten 
wollen wir geförderte, preisge-
dämpfte, freifinanzierte Miet-

wohnungen und auch Eigen-
tum mischen. Wohnungen mit 
vier und mehr Zimmern wer-
den wir fest verankern, um 
auch Wohnraum für Familien 
zu schaffen. Außerdem wer-
den wir darauf achten, dass in 
Neubaugebieten und bei Nach-
verdichtungen im Allgemeinen 
barrierearmer und anteilig 
barrierefreier Wohnraum ge-
schaffen wird. Zudem wollen 
wir in jedem neuen Baugebiet 
die Vergabe eines festen An-
teils der Wohnungen für Per-
sonen vorgeben, die in Berufen 
mit akutem Fachkräftemangel 
arbeiten, beispielsweise in der 
Kinderbetreuung und Pflege. 
Das Wohnen für Azubis und 
Studierende werden wir in al-
len Planungen berücksichtigen.

Wichtig ist für uns: Wenn neue 
Baugebiete geschaffen werden, 
muss die Infrastruktur recht-
zeitig angemessen mitwachsen. 
Dies ist auch für die Akzeptanz 
neuer Baugebiete unter den be-
reits dort wohnenden Bürger*in-
nen zentral.

Im Bestand wollen wir die bau-
lichen Möglichkeiten der Auf-
stockung von Gebäuden 
vereinfachen und dafür die pla-
nungsrechtlichen Vorausset-
zungen schaffen. Vorhandene 
Baulücken werden wir nutzen. 
Beispielsweise wollen wir grund-
sätzlich keine neuen Supermärk-
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te mehr genehmigen, bei denen 
kein zusätzlicher Wohnraum in 
Obergeschossen geschaffen 
wird.

Wir wollen die Bebauung ord-
nen. Derzeit sind weite Teile der 
Stadt nicht ausreichend durch 
Bebauungspläne reguliert. Das 
führt an vielen Stellen zu Wild-
wuchs im Interesse von Spe-
kulant*innen. Wir werden da-
für sorgen, dass die Stadt für 
diese Gebiete Bebauungspläne 
erlässt und damit ihre Regulie-
rungs- und Gestaltungsfunktion 
stärker wahrnimmt. Zugleich 
wollen wir bürokratische Hemm-
nisse senken, um die Bearbei-
tung von Baugenehmigungen 
zu beschleunigen. Bauanträge 
müssen innerhalb eines Monats 
bearbeitet werden. Die Geneh-
migung von Wohnungsbaupro-
jekten hat dabei Vorfahrt.

Wir setzen bei allen Planungen 
der Stadt Münster auf früh-
zeitige und ergebnisoffe-
ne Beteiligungsprozesse zur 
Einbindung der Bürger*innen. 
Prozesse müssen transparent 
gestaltet und ihre Ergebnisse 
verlässlich berücksichtigt wer-
den. Um dies zu gewährleisten, 
entwickeln wir gemeinsam mit 
der Verwaltung, Bürger*innen 
und Expert*innen verbindliche 
Leitlinien für mehr und bessere 
Partizipation. Die Informations-
seiten der Stadt werden wir zu 

einem zentralen Informations- 
und Partizipationsportal aus-
bauen („Münster macht mit“). 
Wir werden außerdem prüfen 
lassen, welche weiteren Schrit-
te zur Entwicklung, Begleitung, 
Umsetzung und Evaluation von 
Beteiligungsprozessen um-
gesetzt werden können, bei-
spielsweise durch eine de-
zernatsübergreifende Einheit 
innerhalb der Verwaltung oder 
die Weiterentwicklung der Be-
schwerdekommission.

Für den Bau von 
Werkswohnungen

Der Fachkräftemangel ist in 
Münster eine der zentralen He-
rausforderungen. Ein Grund da-
für: Zu viele Menschen können 
es sich schlicht nicht mehr leis-
ten, in Münster eine Wohnung 
zu mieten oder sie finden keine. 
Daher braucht es eine Renais-
sance des Werkswohnungs-
baus. Wir wollen Unternehmen 
und öffentlichen Einrichtungen 
den Bau von Werkswohnungen 
ermöglichen und orientieren uns 
hierbei an den Entwicklungen in 
Städten wie München, Hamburg 
oder Wien. Wir werden entspre-
chende planerische Anreize und 
die notwendigen baurechtlichen 
Rahmenbedingungen schaffen. 
Darüber hinaus soll der Bau von 
Werkswohnungen künftig als 
Kriterium berücksichtigt wer-
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den, wenn sich Unternehmen in 
Münster ansiedeln und hierfür 
Gewerbeflächen erwerben wol-
len.

Gewerbeansiedlungen und 
Werkswohnungsbau müssen 
räumlich zusammen gedacht 
werden – gerade in Quartieren 
mit vielen Dienstleistungsunter-
nehmen und Behördenstand-
orten. Daher werden wir die 
strikte räumliche Trennung von 
Gewerbe und Wohnraum deut-
lich einschränken.
Wir werden einen Wohnungs-
hub errichten, in dem Arbeit-
geber*innen Wohnungen mie-
ten können, um so Menschen, 
die nach Münster kommen, eine 
Wohnung für einen Übergang 
von bis zu zwei Jahren zur Ver-
fügung zu stellen. Um Mietspe-
kulation zu vermeiden, soll die 
Wohn + Stadtbau oder ein ande-
rer gemeinnütziger Träger den 
Wohnungshub errichten und be-
treiben.

Für eine soziale Bodenpolitik 
und strukturelle 
Weichenstellunge

Wir werden weitere strukturelle 
Weichen stellen, um Bauflächen 
schneller zur Baureife zu ent-
wickeln. Die städtische KonvOY 
ist zurzeit für die Sanierung, Er-
schließung und Entwicklung des 
York-Quartiers und des Oxford-
Quartiers zuständig. Wir wer-

den die KonvOY zu einer Stadt-
entwicklungsgesel lschaft 
weiterentwickeln, die stadtweit 
den Ankauf und die Entwicklung 
der Grundstücke zur Baureife 
vorantreibt. Außerdem werden 
wir die Wohn + Stadtbau in 
ihrer Rolle als städtisches Woh-
nungsunternehmen weiter stär-
ken, indem wir baureife Grund-
stücke aus städtischem Besitz 
oder dem Besitz der neuen 
Stadtentwicklungsgesellschaft 
in das Eigenkapital der Wohn + 
Stadtbau überführen.

Wir werden das so genannte 
Münchner Modell umsetzen: Wir 
werden Erbbauzinsen für ge-
meinwohlorientierte Vermie-
ter*innen rabattieren und dafür 
im Gegenzug die Mietsteigerun-
gen für die Laufzeit des Erbbau-
rechtsvertrags regulieren. Wir 
setzen uns dafür ein, genossen-
schaftliches Wohnen als tra-
gende Säule der Wohnungsver-
sorgung in Münster zu stärken. 
Wir wollen die Gründung neuer 
und die Erweiterung bestehen-
der Genossenschaften aktiv 
unterstützen, wenn sie bezahl-
baren Wohnraum schaffen.

Das Vorkaufsrecht der Stadt 
werden wir stärker nutzen und 
dem Verkauf von städtischem 
Grund und Boden nur noch in 
Ausnahmefällen zustimmen. 
Die Vergabe in Erbpacht muss 
zum Standard werden. Zudem 
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werden wir eine Grundsteuer 
C einführen, um die Spekulation 
mit baureifen, aber unbebauten 
Grundstücken zu beenden. Das 
Erfolgsmodell der Sozialge-
rechten Bodennutzung Müns-
ter werden wir fortsetzen.

Wir wollen das Modell „Jung 
kauft Alt“ ausweiten. Ältere 
Menschen bekommen hier-
bei eine altersgerechte Woh-
nung angeboten und geben im 
Gegenzug ihren Wohnraum frei, 
beispielsweise für Familien. Wir 
werden prüfen, wie wir Flächen, 
bei denen für die nächsten zehn 
Jahre keine anderweitige Ent-
wicklung absehbar ist, für Klein-
häuser („Tiny House“) bereit-
stellen können.

Für den Schutz und die Rechte 
von Mieter*innen

Wir werden alle der Stadt zur 
Verfügung stehenden Maß-
nahmen nutzen, um das Woh-
nen im Bestand im Sinne der 
Mieter*innen zu regulieren. 
Dabei werden wir konkrete, 
bereits erprobte Instrumente 
wie die soziale Erhaltungs-
satzung im Hansaviertel wei-
ter evaluieren und werden sie, 
wo es sinnvoll ist, auf andere 
Stadtteile ausweiten. 

Um Problemimmobilien in den 
Griff zu bekommen, wollen wir 

auch mit planungsrechtlichen 
Instrumenten dafür sorgen, ver-
nachlässigte Immobilien zu sa-
nieren oder Ersatzbauten zu 
schaffen. Dabei ist neben An-
geboten zur Vernetzung der Be-
troffenen auch der Ankauf sol-
cher Immobilien durch die Stadt 
eine Option.

Wir unterstützen weiterhin die 
Bereitstellung von kostenlosen 
Mieterberatungsscheinen für 
finanzschwache Mieter*innen. 
Insbesondere in Berg Fidel, Co-
erde und Kinderhaus werden 
wir die Ausgabe über die Bera-
tungsdienste vor Ort absichern. 
Den mietrechtlich beratenden 
Institutionen wie der Mieter/in-
nen-Schutzverein (MSV) oder 
der Deutsche Mieterbund (DMB) 
werden wir für die Beratung 
auskömmliche Finanzierungen 
ermöglichen.

Wir wollen die kommunale Woh-
nungsaufsicht als Ansprech-
partnerin für Mieter*innen 
stärken und hierfür auch ihre 
personelle Ausstattung verbes-
sern. In diesem Zuge wollen wir 
auch die Zweckentfremdung 
von Wohnraum wirksamer als 
bisher bekämpfen und Vereinba-
rungen mit Vermietungsportalen 
wie AirBnB prüfen. Bei wieder-
holter Zweckentfremdung von 
Wohnraum muss auch der Rück-
kauf oder die Enteignung von 
Wohnraum durch die Stadt eine 
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Option sein. In Zeiten eines an-
gespannten Wohnungsmarktes 
darf kein Wohnraum ungenutzt 
bleiben. Die missbräuchliche 
Nutzung von leerstehenden Im-
mobilien als Spekulationsmasse 
wollen wir stärker nachvollzie-
hen und ahnden.
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Wirtschaft und 
Arbeit
Münster ist ein attraktiver Wirt-
schaftsstandort für Industrie, 
Handwerk, Einzelhandel und 
Dienstleistungsunternehmen. 
Wir wollen den Standort stär-
ken und seine Attraktivität wei-
ter erhöhen. Hierfür stehen wir 
im kontinuierlichen Austausch 
mit Verwaltung, den Unterneh-
mer*innen, den Gewerkschaften, 
den Kammern, den Wirtschafts-
verbänden, den Hochschulen 
und den Einrichtungen der beruf-
lichen Bildung. So stellen wir si-
cher, dass alle Interessen gehört 
und alle Sorgen ernst genommen 
werden. Wir stehen zudem für 
eine solide und zukunftsorien-
tierte Finanzplanung und setzen 
uns für eine moderne, leistungs-
starke und serviceorientierte 
Verwaltung ein. 

In den letzten Jahren konnten wir 
bereits viele Fortschritte erzielen. 
Wir haben die soziale Kompo-
nente bei der Vergabe von Ge-
werbegrundstücken gestärkt. 
Kriterien wie die Schaffung von 
Ausbildungsplätzen, Frauen in 
Führungspositionen, die Be-
schäftigung von Menschen mit 
Behinderung oder die Zusam-
menarbeit mit dem Jobcenter 
spielen nun eine stärkere Rolle 
als zuvor. Wir haben die heimi-

sche Wirtschaft gefördert, indem 
wir die Gewerbeflächenent-
wicklung zielgenau und nach-
haltig gestaltet haben. Wir haben 
die Standortentwicklungsstra-
tegie 2030+ als Rahmen für die 
künftige Entwicklung mitgestal-
tet und den Wirtschaftspreis 
der Stadt Münster neuausge-
richtet. Wir waren und sind so-
lidarisch mit vielen Fachkräften 
für bessere Arbeitsbedingun-
gen, zuletzt am Universitäts-
Klinikum Münster und bei den 
Trägern im Jugend- und Sozial-
bereich. Prekäre Praktika bei der 
Stadtverwaltung haben wir ver-
hindert und stattdessen für eine 
angemessene finanzielle Absi-
cherung von Praktikant*innen 
gesorgt. Wir haben die Stadtver-
waltung durch moderne Formen 
der Zusammenarbeit, agile Me-
thoden und digitale sowie effizi-
ente Prozesse zukunftsorientiert 
aufgestellt. Es ist uns gelungen, 
die Haushaltssicherung zu ver-
meiden und trotzdem die not-
wendigen Investitionen in den 
sozialen Zusammenhalt und die 
kommunalen Infrastrukturen 
zu ermöglichen. Bei der Um-
setzung der Grundsteuerreform 
haben wir die Aufkommensneu-
tralität umgesetzt und Mehrbe-
lastungen für die Bürger*innen 
verhindert.

Die folgenden Themen und 
Maßnahmen werden bei unserer 
Wirtschafts-, Arbeits- und Fi-
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nanzpolitik sowie im Hinblick auf 
die Weiterentwicklung der Ver-
waltung im Zentrum stehen.

Für neue Gewerbeflächen

Die im Regionalplan definierten 
Potenzialflächen für neue Ge-
werbe- und Industriegebiete 
bieten der Stadt Gestaltungs-
spielraum, um flexibel auf zukünf-
tige Entwicklungen und Bedarfe 
zu reagieren. Wir werden uns da-
für einsetzen, dass dieser Gestal-
tungsspielraum tatsächlich ge-
nutzt werden kann. Hierzu gehört 
eine aktive Bodenpolitik. Für neue 
Gewerbe- und Industriegebie-
te ist eine gute infrastrukturelle 
Anbindung zentral. Dazu gehört 
die Anbindung an die Verkehrs-, 
Energie- und digitalen Netze. 
Wo die Glasfaseranbindung noch 
nicht ausreichend verfügbar ist, 
werden wir den Ausbau forcieren. 
Weiße Flecken werden wir nicht 
akzeptieren. Ebenso ist uns wich-
tig, dass von neuen Gewerbe- 
und Industriegebieten möglichst 
geringe ökologische Auswirkun-
gen ausgehen und sie nachhaltig 
gestaltet werden. Dazu gehören 
für uns entsiegelte Flächen, Grün- 
und Aufenthaltsflächen und eine 
gute Anbindung an das Bus- und 
Schienennetz. 

Wir wollen bestehende Gewer-
begebiete für eine gewerbliche 
Nutzung erhalten und Nach-
verdichtungspotenziale nutzen. 

Flächen in diesen Gebieten, die 
in städtischem Besitz sind, sol-
len nicht zweckfremd verkauft 
und umgenutzt werden. 

Bei der Entwicklung von Kon-
versionsflächen und in den 
urbanen Modellquartieren sol-
len neben Dienstleistungsunter-
nehmen und der öffentlichen 
Verwaltung auch kleine Betrie-
be und Handwerksunternehmen 
angemessen und quartiersver-
träglich berücksichtigt werden. 

Wir sehen großes Potenzial dar-
in, Münster und das Münsterland 
durch regionale Kooperation als 
zukunftsfähigen Wirtschafts-
standort zu profilieren. Dies be-
trifft sowohl die Schaffung neu-
er Gewerbeflächen als auch die 
Aktivierung von bestehenden 
Gewerbeflächen und die Wie-
derherstellung von brachliegen-
den Flächen. Daher wollen wir 
ein strategisches Flächenma-
nagement einführen. Dabei wer-
den wir uns an den Erfahrungen 
im Ruhrgebiet orientieren. Für 
ein eng abgestimmtes Vorgehen 
werden wir den Austausch mit 
den Kommunen und Landkrei-
sen im Münsterland suchen.

Für eine attraktive Innenstadt 
und attraktive Ortskerne in den 
Außenstadtteilen

Die Attraktivität der Innenstadt 
und der Außenstadtteile hängt 
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maßgeblich von der Vielfalt des 
Einkaufsangebots und der Auf-
enthaltsqualität im öffentlichen 
Raum ab. In Zusammenarbeit mit 
der Verwaltung, der Wirtschafts-
förderung, den Stadtwerken, den 
Kammern, dem Einzelhandels-
verband sowie den Standort- und 
Werbegemeinschaften wollen wir 
die Einzelhändler*innen im Wett-
bewerb mit dem Online-Handel 
unterstützen, beispielsweise bei 
der Erschließung neuer Ver-
kaufskanäle. Direkte Ansprech-
partner*innen sollen sich in den 
Stadtteilen um die Fragen und 
Sorgen der Einzelhändler*innen 
kümmern. Gemeinsam mit der 
Verwaltung werden wir ein Kon-
zept hierfür erstellen und umset-
zen. 

Der Domplatz ist das Herz der 
Innenstadt. Hier treffen sich 
Menschen, kommen ins Ge-
spräch, tauschen sich aus und 
kaufen ein. Wir bekennen uns zu 
den Plänen zur Umgestaltung 
des Domplatzes als eine multi-
funktionale und autoarme Auf-
enthaltsfläche ohne Konsum-
zwang, für den Wochenmarkt, 
Gastronomie, für Kundgebungen 
sowie kleine und große Veran-
staltungen.
Auch die Ortskerne in den Au-
ßenstadtteilen übernehmen 
wichtige Funktionen für ihren 
jeweiligen Stadtteil. Sie sind 
ebenfalls Orte, an denen sich 
Menschen begegnen, austau-

schen und einkaufen. Wir set-
zen uns für die Stärkung der 
Ortskerne, ihrer Wochenmärk-
te und Angebotsstrukturen ein. 
Nur lebendige Ortskerne kön-
nen die wichtige Funktion der 
wohnortnahen Versorgung für 
die Menschen übernehmen und 
zu einem guten Miteinander im 
Stadtteil beitragen. Die begon-
nenen Maßnahmen zur Umge-
staltung in Wolbeck werden wir 
auswerten, auf andere Außen-
stadtteile übertragen und dort 
ebenfalls umsetzen.

Wir wollen Münster als Tou-
rismusdestination und Ver-
anstaltungsort für Tagungen, 
Kongresse und Messen weiter-
entwickeln. Hierbei setzen wir 
auf Maßnahmen, die dazu bei-
tragen, dass Tourist*innen mehr 
Tage in Münster verbringen als 
bisher. Wir wollen die Digitalisie-
rung im Tourismus vorantreiben 
und so die Buchung und Orien-
tierung für Tourist*innen er-
leichtern sowie die Datengrund-
lage zur Entwicklung künftiger 
Maßnahmen verbessern. Durch 
eine Förderung nachhaltiger An-
gebote wollen wir den ökologi-
schen Fußabdruck des Touris-
mus reduzieren.

Für Azubis und Fachkräfte

Die Schaffung von bezahlba-
rem Wohnraum ist eine zent-



17

rale kommunale Aufgabe. Nur 
wenn bezahlbarer Wohnraum in 
ausreichendem Maße zur Ver-
fügung steht, werden sich Aus-
zubildende und Fachkräfte bei 
ihrer Berufswahl für Münster 
entscheiden. Wir werden daher 
ein neues Wohnheim für Aus-
zubildende bauen und sicher-
stellen, dass bestehende Wohn-
angebote erhalten bleiben. Wir 
setzen uns außerdem für die 
Schaffung eines kommunalen 
Auszubildendenwerks ein, das 
sich – in enger Partnerschaft mit 
den Kammern und Unternehmen 
und vergleichbar mit dem Stu-
dierendenwerk – um die Belange 
von Auszubildenden kümmert. 

Die Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum ist für uns ein zentra-
les Thema. Daher haben wir ihm 
ein eigenes Kapitel gewidmet. 
Dort findest du weitere konkrete 
Vorschläge.

Wir setzen uns für die Gleich-
wertigkeit von beruflicher 
und akademischer Bildung 
ein. Wir stärken die berufliche 
Bildung, indem wir die perso-
nelle und sachliche Ausstat-
tung der Berufskollegs und den 
Einrichtungen der überbetrieb-
lichen Lehrlingsunterweisung 
(ÜLU) ausbauen, vor allem für 
Berufszweige mit Bezug zu Zu-
kunftstechnologien. Dies gilt 
insbesondere für die personel-
len Kapazitäten und eine hoch-

wertige IT-Ausstattung. 
Wir werden uns dafür einsetzen, 
dass die bereits bestehenden 
Angebote zur Vermittlung von 
Ausbildungs- und Arbeits-
plätzen erhalten bleiben. Die 
Chancen von Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen auf dem 
Arbeitsmarkt werden wir durch 
die in anderen Städten erfolg-
reich umgesetzten Jugend-
berufsagenturen erhöhen. Ge-
meinsam mit der Verwaltung und 
der Agentur für Arbeit wollen wir 
einen neuen Anlauf für eine Ju-
gendberufsagentur in Münster 
starten, die junge Erwachsenen 
auf dem Weg in die Arbeitswelt 
unterstützt.

Wir wollen die bestehenden 
Angebote zur Vermittlung von 
Ausbildungs- und Arbeitsplät-
zen an die spezifischen Be-
darfe der einzelnen Stadtteile 
anpassen, damit Angebot und 
Nachfrage noch besser zusam-
mengebracht werden können. 
Dazu gehören für uns auch Ver-
anstaltungen und Jobbörsen 
in den Stadtteilen, die in enger 
Zusammenarbeit von der Agen-
tur für Arbeit, dem Jobcenter 
und der Wirtschaftsförderung 
durchgeführt werden. Auch die 
Bildungsträger, lokale Unter-
nehmen, das Handwerk und 
Netzwerkpartner*innen sollen 
hierbei eingebunden werden. 
Die Veranstaltungen sollen an 
Orten stattfinden, die möglichst 
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viele Menschen niedrigschwel-
lig erreichen können, beispiels-
weise in Sportvereinen, Schu-
len oder Begegnungszentren. 
Ein Schwerpunkt liegt hierbei 
auf Stadtteilen mit überdurch-
schnittlicher Arbeitslosenquote. 

Wir werden uns dafür einset-
zen, dass sich Menschen, die 
als Fachkräfte nach Deutsch-
land kommen, hier willkommen 
fühlen. Daher werden wir die 
vorhandenen Angebote zur ge-
sellschaftlichen Integration von 
Zugewanderten stärken. Das 
Anfang 2025 verabschiede-
te Migrationsleitbild der Stadt 
enthält viele Maßnahmen, deren 
Umsetzung wir voranbringen 
wollen. Einen wichtigen Beitrag 
leisten auch Migrationsnetz-
werke, über die die entspre-
chenden Zielgruppen noch bes-
ser erreicht werden können. 
Auch für Geflüchtete sollen die 
Integration und der Einstieg in 
den Arbeitsmarkt durch unter-
stützende Maßnahmen und die 
möglichst zeitnahe Erteilung ei-
ner Beschäftigungserlaubnis er-
leichtert werden. 

Viele ausländische Fachkräfte 
stehen vor der Herausforderung, 
dass ihre Berufs- und Bildungs-
abschlüsse in Deutschland nicht 
anerkannt werden. Gemeinsam 
mit der Verwaltung, der Indus-
trie- und Handelskammer und 
der Handwerkskammer wollen 

wir Anerkennungsprozesse 
von Berufs- und Bildungsab-
schlüssen beschleunigen und 
Fachkräfte entlasten, beispiels-
weise durch Informationsma-
terial, zentrale Kontaktstellen, 
Sprachkurse, Angebote zur 
Nachqualifizierung und Über-
gangsmaßnahmen. 

Die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie ist zentral, um mög-
lichst vielen Menschen zu er-
möglichen, einer Erwerbsarbeit 
nachzugehen – vor allem Frau-
en, die nach wie vor den Groß-
teil der Betreuung und Erzie-
hung von Kindern übernehmen. 
Daher wollen wir Unternehmen, 
die Kindertagesstätten in ihren 
Betrieben einrichten, durch Be-
ratungsangebote unterstützen 
und gesamtstädtisch für eine 
gute und verlässliche Kinderbe-
treuung sorgen. 

Für Unternehmer*innen und 
Gründer*innen

Wir werden die Entbürokra-
tisierung vorantreiben, in-
dem wir Vorschriften und 
Gebühren, die die Unterneh-
mer*innen in Münster unver-
hältnismäßig belasten und 
benachteiligen, identifizieren 
und beseitigen. Dazu gehört 
auch die Beschleunigung von 
behördlichen Entscheidungen 
und Genehmigungsverfahren 
sowie die Digitalisierung der 
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städtischen Dienstleistungen.
Insbesondere in Zeiten des Fach-
kräftemangels liegt ein wichti-
ger Schlüssel zu Wachstum und 
Wohlstand in der Steigerung der 
unternehmerischen Produktivi-
tät. Wir wollen mittelständische 
Betriebe aller Wirtschaftszwei-
ge – vom Handwerk über die In-
dustrie bis zum Handel und den 
Dienstleistungsunternehmen 
– daher dabei unterstützen, die 
Potenziale von Digitalisierung, 
Automatisierung und künstlicher 
Intelligenz verstärkt zu nutzen. 
Innovationsfördernde Werk-
stätten und Veranstaltungen 
sollen dabei helfen, Unterneh-
mer*innen des Mittelstands mit 
jungen Digitalunternehmer*in-
nen, Gründer*innen und anwen-
dungsorientierten Forscher*in-
nen zu vernetzen.

Alle Unternehmer*innen stehen 
vor der Aufgabe, ihre Unterneh-
men im Hinblick auf eine emissi-
onsneutrale und digitale Wirt-
schaft weiterzuentwickeln. Wir 
werden die Unternehmer*innen 
in Münster hierbei durch Bera-
tungsangebote und unter Rück-
griff auf Fördermittel von Bund, 
Land und EU tatkräftig unter-
stützen.

Zur Unterstützung von Grün-
der*innen werden wir die be-
stehenden Formate ausbauen 
– von Veranstaltungen über Be-
ratungsleistungen bis zu finanzi-

ellen Förderungen. Dabei setzen 
wir auf eine enge Zusammen-
arbeit zwischen Gründungswil-
ligen, Verwaltung, Hochschulen, 
Wirtschaftsförderung, Kammern 
und anderen relevanten Akteu-
ren. 

Wir werden in der Verwaltung 
eine zentrale digitale Anlauf-
stelle („one-stop shop“) für 
Gründer*innen einrichten. Dort 
laufen alle bürokratischen Pro-
zesse zusammen – von Gewer-
beanmeldungen über steuer-
liche Registrierungen bis zu 
Baugenehmigungen. So redu-
zieren wir den bürokratischen 
Aufwand, verkürzen die Bear-
beitungszeiten und fördern das 
Gründungsgeschehen. 

Neu gegründete Unternehmen 
stehen häufig vor der Herausfor-
derung, geeignete Räumlichkei-
ten zu finden – vor allem, wenn 
sie schnell wachsen. Wir wollen 
daher ein Zentrum für Grün-
der*innen errichten, in dem 
Gründer*innen und Jungunter-
nehmer*innen Räumlichkeiten 
anmieten können. Grundlage ist 
eine Analyse der Bedarfe und 
bestehenden Angebote in der 
Stadt.

Für gute Arbeit

Wir setzen uns für eine Stärkung 
der Tarifbindung, mehr Mitbe-
stimmungsrechte für Beschäf-
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tigte, eine bessere Förderung 
von Frauen und eine gezielte In-
klusion von Menschen mit Be-
hinderungen ein. Unternehmen, 
die hier vorangehen, sollen bei 
der Vergabe städtischer Aufträ-
ge bevorzugt behandelt werden 
– zum Beispiel bei Dienstleistun-
gen in den Bereichen Catering, 
Garten- und Landschaftspflege 
oder bei der Abfallentsorgung. 
Darüber hinaus wollen wir städti-
sche Aufträge zukünftig nur noch 
an Unternehmen vergeben, die 
einer Tarifbindung unterliegen.

Die Stadtverwaltung muss sich 
als gute Arbeitgeberin in der 
Stadtgesellschaft positionie-
ren. Daher wollen wir flexible 
Arbeitszeitmodelle bei Wah-
rung der Rechte von Arbeitneh-
mer*innen stärken und so auf 
die Bedürfnisse und Wünsche 
der Menschen bei ihrer Le-
bensgestaltung Rücksicht neh-
men. Mehrmonatige studien- 
und ausbildungsbegleitende 
Pflichtpraktika müssen ange-
messen vergütet werden.

Für Inklusion und soziales 
Engagement in Unternehmen

Der soziale Arbeitsmarkt ist 
von besonderer Bedeutung für 
den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt in der Stadt. Daher 
wollen wir ihn in den nächsten 
Jahren weiterhin absichern. 
Gemeinsam mit dem Jobcen-

ter werden wir zielgruppenspe-
zifische Angebote schaffen, mit 
denen arbeitslose Menschen 
wieder an den ersten Arbeits-
markt herangeführt werden sol-
len. Die Träger im Bereich der 
Eingliederungshilfen werden wir 
hierbei beteiligen. Menschen mit 
multiplen Vermittlungshemmnis-
sen wollen wir besser und ziel-
genauer unterstützen.

Ein wichtiger Baustein von In-
klusion ist die Zusammenarbeit 
von Menschen mit und ohne 
Behinderung. Die Stadtverwal-
tung soll hierbei mit gutem Bei-
spiel vorangehen. Daher werden 
wir uns dafür einsetzen, dass in 
der Stadtverwaltung und ihren 
Tochterunternehmen weiterhin 
Arbeits- und Ausbildungsplätze 
für Menschen mit Behinderung 
geschaffen werden. Für schwer-
behinderte Menschen wollen wir 
eine Zielmarke von 8 % verankern. 

Unternehmer*innen, die vor Ort 
Inklusionsbetriebe führen oder 
gründen, werden wir unterstüt-
zen. Bei der Vergabe städtischer 
Aufträge sollen sie – ebenso wie 
Betriebe, die auf Tarifbindung 
und Mitbestimmung setzen – 
bevorzugt behandelt werden. 

Für eine solide und 
zukunftsorientierte 
Finanzplanung

Die in den kommenden Jahren 
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drohende Haushaltssicherung 
wollen wir vermeiden und somit 
die finanzielle Entscheidungs-
freiheit der Stadt Münster si-
chern. Wir bekennen uns zur 
Notwendigkeit von Maßnahmen 
zur Haushaltskonsolidierung. 
Diese müssen sozial ausgewo-
gen sein. Sozial unausgewogene 
und nicht durchdachte Maßnah-
men wie die Erhöhung der Kita-
Elternbeiträge, die die Kämmerin 
der Grünen und der Jugendde-
zernent der CDU für den Haus-
halt 2025 vorgeschlagen hatten, 
werden wir weiterhin ablehnen. 

Wir wollen das Grundsteuer-
aufkommen stabil halten. Wir 
werden daran festhalten, dass 
Wohngrundstücke auch nach 
der Umsetzung der Grundsteu-
erreform nicht unangemessen 
belastet werden und dass die 
Stadt nicht mehr Geld einnimmt 
als zuvor. Angesichts der ho-
hen Kosten für Wohnen in unse-
rer Stadt werden wir vor allem 
drauf achten, dass Mieter*innen 
durch Umlage der Grundsteuer 
über die Nebenkostenabrech-
nung nicht zusätzlich belastet 
werden.

Wir werden die Hebesätze der 
Gewerbesteuer so ausgestal-
ten, dass wir die notwendigen 
Investitionen in die Zukunftsfä-
higkeit der Stadt tätigen können. 
Eine Belastung über den Durch-
schnitt der kreisfreien Städte in 

NRW hinaus werden wir vermei-
den. Die Perspektive der Müns-
teraner Unternehmer*innen 
werden wir dabei berücksichti-
gen und im Falle einer Anhebung 
auch zusätzliche Maßnahmen 
einführen, die dem Wirtschafts-
standort zugutekommen. 

Wir werden in Münster eine ge-
meinwohlorientierte Anleihe 
(„Social Bond“) einführen. Bür-
ger*innen erhalten über diese 
Anleihe die Möglichkeit, sich an 
der Finanzierung von sozialen In-
frastrukturen und bezahlbarem 
Wohnraum vor Ort zu beteiligen. 
Vorbild ist die erfolgreiche grüne 
Anleihe („Green Bond“), über die 
die Stadt Münster in den letz-
ten Jahren bereits 170 Millionen 
Euro für nachhaltige Investitio-
nen einwerben konnte. 

Die Kommunen stehen vor immer 
größeren Aufgaben und finan-
ziellen Belastungen. Besonders 
die Ausgaben für soziale, kinder- 
und jugendbezogene Pflichtleis-
tungen steigen, ohne dass der 
Bund und das Land diese an-
gemessen ausgleichen. Wir for-
dern daher die Bundes- und die 
Landesregierung dringend dazu 
auf, Maßnahmen zur besseren 
Finanzausstattung der Kom-
munen zu ergreifen, um Inves-
titionen zu ermöglichen und die 
steigenden Sozialausgaben ab-
zufedern. Das auf Bundesebene 
beschlossene Sondervermögen 
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und die darin vorgesehenen 
Mittel sind ein wichtiger erster 
Schritt. Nur mit einer langfristig 
gesicherten Finanzierung kön-
nen die Kommunen notwendige 
Zukunftsinvestitionen tätigen 
und die steigenden Haushalts-
belastungen bewältigen.

Für eine moderne und digitale 
Stadtverwaltung

Eine moderne, leistungsstarke 
und bürgerfreundliche Verwal-
tung braucht gute Rahmenbe-
dingungen. Nur mit einer ausrei-
chenden Personalausstattung, 
einer zeitgemäßen technischen 
Ausstattung und effizienten Ar-
beitsabläufen lassen sich Ver-
waltungsprozesse beschleuni-
gen, Bürokratie abbauen und 
der Service für die Menschen 
und Unternehmen in Münster 
verbessern. Unser Ziel ist eine 
starke, engagierte und gut aus-
gestattete Stadtverwaltung, die 
den Bürger*innen und Unter-
nehmer*innen zuverlässig zur 
Seite steht.

Wir werden den digitalen Zu-
gang zu städtischen Verwal-
tungsleistungen als Standard 
definieren. Dabei werden wir 
auf bundeseinheitliche An-
wendungslösungen und Best-
Practice-Beispiele aus unseren 
europäischen Nachbarländern 
setzen. Unsere Zielmarke für 
die konsequente digitale Zu-

gangsmöglichkeit ist das Jahr 
2030. Wir wollen alle Angebote 
so weit wie möglich bündeln und 
den Zugang zu diesen Ange-
boten über das Stadtportal er-
möglichen. Der digitalen Bereit-
stellung werden wir Vorrang vor 
analogen Angeboten einräumen, 
beispielsweise beim Ausbau von 
App-Lösungen. Gleichzeitig wol-
len wir dezentrale Anlaufstellen 
in den Stadtbezirken erhalten. 
Wir werden die Digitalisierung 
und Automatisierung in der 
Verwaltung vorantreiben. Da-
durch können Anträge und Vor-
gänge sowohl innerhalb der Ver-
waltung als auch im Kontakt mit 
den Bürger*innen zukünftig me-
dienbruchfrei, also ohne Wech-
sel des Speichermediums abge-
wickelt werden. 

Zur Steigerung der Nutzer-
freundlichkeit setzen wir uns 
dafür ein, dass Bürger*innen 
und Unternehmer*innen die re-
levanten Daten in Zukunft nur 
noch einmal zentral angeben 
müssen („once-only-Prinzip“). 
Die verschiedenen Fachämter 
können sich dann die jeweils 
notwendigen Informationen si-
cher und transparent aus dem 
Datenregister ziehen und nach 
der Bearbeitung des Vorgangs 
aktualisieren. Wir werden uns 
daher gegenüber der Bundes- 
und der Landesregierung für 
eine Modernisierung der Regis-
ter einsetzen. 
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Um die Verwaltung insgesamt 
effizienter und bürgerfreund-
licher zu gestalten, werden wir 
das Organisationsamt stärken 
und als verwaltungsinterne Be-
ratungsstelle weiterentwickeln. 
Sie soll die verschiedenen Äm-
ter dabei unterstützen, Verwal-
tungsabläufe zu optimieren, an 
aktuelle Herausforderungen an-
zupassen und dadurch Bürokra-
tie abzubauen. 

Wir werden uns für die Einfüh-
rung proaktiver Verwaltungs-
leistungen für Bürger*innen und 
Unternehmer*innen einsetzen. 
Sobald eine Behörde einen An-
spruch feststellt oder über einen 
Antrag Kenntnis erhält, bietet 
sie dem Berechtigten die Leis-
tung proaktiv an und leitet die 
weiteren Vorgänge automatisch 
ein. Dies reduziert den bürokra-
tischen Aufwand für Bürger*in-
nen und Unternehmer*innen. 
Erste Pilotanwendungen könn-
ten beispielsweise für die Aus-
zahlung von Kindergeld oder die 
Anmeldung eines Gewerbes ein-
geführt werden.

Für gute Arbeitsbedingungen 
in der Stadtverwaltung

Die Gleichstellung von Frauen 
und Männern ist ein wichtiges 
Qualitätsmerkmal einer moder-
nen Verwaltung. Ein zentraler 
Baustein einer wirkungsvollen 

Gleichstellungsarbeit ist die För-
derung von Frauen in Führungs-
positionen. Leitungspositionen 
in der Stadtverwaltung und in 
den städtischen Unternehmen 
wollen wir daher paritätisch be-
setzen. 

Ein wichtiger Baustein von Inklu-
sion ist die Zusammenarbeit von 
Menschen mit und ohne Behin-
derung. Die Stadtverwaltung als 
eine besonders große Arbeit-
geberin in der Stadt soll hierbei 
mit gutem Beispiel vorangehen. 
Daher werden wir uns dafür 
einsetzen, dass in der Stadt-
verwaltung sowie ihren Toch-
terunternehmen weiterhin Ar-
beits- und Ausbildungsplätze 
für Menschen mit Behinderung 
geschaffen werden. Für schwer-
behinderte Menschen wollen 
wir eine Zielmarke von 8 % ver-
ankern – dies entspricht rund 110 
zusätzlichen Arbeitsplätzen. Um 
schwerbehinderte Menschen zu 
unterstützen, setzen wir unter 
anderem auf gezielte Instru-
mente, die von Trägern wie dem 
Landschaftsverband Westfalen-
Lippe (LWL) gefördert werden 
und eine gezielte Unterstützung 
durch Angestellte, die mögliche 
Mehraufwände im Arbeitsalltag 
ausgleichen („Pool-Stellen“). Da-
rüber hinaus werden wir uns für 
die Gründung eines Inklusions-
betriebs innerhalb der Stadt-
verwaltung einsetzen. In diesem 
Betrieb sollen mindestens 30 % 
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der Beschäftigten Menschen mit 
Schwerbehinderung sein. Mög-
liche Einsatzbereiche sind bei-
spielsweise die Stadtbücherei 
oder die Grünflächenpflege.

Bei der Arbeitsmarktintegration 
von Migrant*innen sollte die 
Stadtverwaltung mit gutem Bei-
spiel vorangehen. Daher werden 
wir uns dafür einsetzen, dass 
das Konzept der interkulturel-
len Personalentwicklung in der 
Stadtverwaltung weiterentwi-
ckelt und angewendet wird.

Wir werden die Vergabe von 
Aufgaben der Stadtverwaltung 
an externe Unternehmen („Out-
sourcing“) kritisch überprüfen 
und möglichst weit reduzieren. 
Hausmeister*innen und Reini-
gungskräfte sollen direkt bei 
der Stadt angestellt sein. Ver-
gaben an externe Unternehmen 
müssen besonders begründet 
werden. Außerdem müssen die 
Beschäftigten von beauftragten 
Unternehmen einer tariflichen 
Bindung unterliegen. Dies gilt 
sowohl für Vergaben der Stadt-
verwaltung als auch von städti-
schen Unternehmen.

Für Nachwuchsförderung und 
Fachkräftegewinnung in der 
Verwaltung

Der allgemeine Fachkräfteman-
gel als Folge des demographi-
schen Wandels und die hohen 

Wohn- und Lebenshaltungskos-
ten erschweren die Gewinnung 
von Nachwuchskräften. Wir 
setzen uns daher für mehr Aus-
bildungsplätze und verbesser-
te Ausbildungsbedingungen in 
der Stadtverwaltung ein („Aus-
bildung Plus“). Dazu gehört für 
uns insbesondere der Aufbau 
eines Ausbildungscampus in-
nerhalb der Stadtverwaltung 
und die Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum. 

Der neue Ausbildungscampus 
wird voll ausgestattete Arbeits-
plätze bieten und das Zent-
rum für verschiedene Ausbil-
dungsgänge bilden. Hier sollen 
Nachwuchskräfte an moderne 
Arbeitsmethoden und die Fach-
aufgaben der verschiedenen 
Ämter herangeführt werden. 
Von hier aus hospitieren die 
Auszubildenden in den unter-
schiedlichen Fachbereichen der 
Verwaltung. Neben der Beglei-
tung der Auszubildenden sollen 
im Ausbildungscampus auch 
Maßnahmen zur Weiterbildung 
für die städtischen Beschäftig-
ten angeboten werden. 

Wir wollen bezahlbaren Wohn-
raum für die Beschäftigten der 
Stadtverwaltung und der städ-
tischen Tochtergesellschaften 
bereitstellen. Hierfür setzen wir 
auf die Zusammenarbeit mit der 
Wohn + Stadtbau als städti-
schem Wohnungsbauunterneh-
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men. Ein besonderer Schwer-
punkt soll auf der Bereitstellung 
von Wohnraum für Auszubilden-
de und Nachwuchskräfte liegen. 

Zur Fachkräftegewinnung set-
zen wir auch auf die gezielte 
Anwerbung von Fachkräften 
aus dem Ausland.
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Bildung und 
Kultur
Beste Bildung und ein breites und 
vielfältiges Kulturangebot dür-
fen nicht vom Geldbeutel oder 
Wohnort abhängen. Wir stehen 
für gerechte Bildungschancen 
von der Kita bis ins hohe Alter. 
Wir stehen für ein Kulturangebot, 
das alle mitnimmt. Wir stehen für 
eine Familienpolitik, die Kinder 
und Familien umfassend unter-
stützt. Unser Ziel ist die kinder- 
und familienfreundliche Stadt. 
Kultur und Sport für alle in ihrer 
ganzen Vielfalt sind ein zentraler 
Bestandteil unserer Stadtgesell-
schaft. So kommen wir miteinan-
der ins Gespräch, lernen uns ge-
genseitig kennen und gestalten 
gemeinsam unsere Stadt. Nur so 
kann Teilhabe gelingen. Nur so 
stärken wir das Gemeinwesen.

In den vergangenen Jahren ist 
es uns gelungen, die Kita-Bei-
träge trotz harter Sparzwänge 
stabil zu halten, die Beitrags-
freiheit auszuweiten und die Be-
treuungsmodelle kontinuierlich 
weiterzuentwickeln. Mit der drit-
ten städtischen Gesamtschule 
und der Weichenstellung für die 
Vierte haben wir das Angebot 
des gemeinsamen Lernens in 
Münster weiter ausgebaut. Wir 
haben seit 2020 insgesamt rund 
270 Millionen Euro in moderne 

Schulgebäude und die digitale 
Ausstattung von Schulen in-
vestiert. Die Schüler*innen ha-
ben wir mit iPads ausgestattet 
und fit für neue Formen des Ler-
nens gemacht. Zudem haben wir 
die Sozialarbeit in Schulen und 
Kitas weiter ausgebaut. Mit dem 
Jugendkulturticket KULTICK 
haben wir ein neues Angebot 
für junge Menschen in Münster 
geschaffen, das den Zugang zu 
kulturellen Angeboten unabhän-
gig vom Geldbeutel vereinfacht. 
Wir haben uns für die Interes-
sen der städtischen Kulturein-
richtungen in der seit Jahren 
geführten Debatte über einen 
möglichen Musikcampus einge-
setzt und mit realistischen Um-
setzungsperspektiven verse-
hen. Wir haben eine nachhaltige, 
geschlechtergerechte, soziale 
und integrative Sportstätten-
entwicklung vorangetrieben. 
Wir haben Kunstrasenplätze 
gebaut, den Sportpark an der 
Sentruper Höhe ertüchtigt und 
mehr Sportboxen im Stadtge-
biet aufgestellt. Wir haben dafür 
gesorgt, dass der Ruderverein 
an den Hafen umziehen konnte. 
Und zu guter Letzt: Wir haben es 
2020 versprochen und nun ist 
es so weit – das neue Preußen-
stadion wird endlich Realität! 

Die folgenden Themen und 
Maßnahmen werden im Zentrum 
unserer Bildungs-, Kultur- und 
Sportpolitik stehen. 
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Für Familien – von Beginn an

Wir wollen werdenden Eltern 
von der Schwangerschaft an 
einen niedrigschwelligen und 
stadtteilorientierten Zugang zu 
vielseitigen Vernetzungs-, Be-
ratungs- und Bildungsangebo-
ten für Familien bieten, um sie in 
ihrem Elternsein zu stärken und 
in Fragen rund um die Erziehung 
und das Familienleben zu unter-
stützen. 

Wir nehmen die besonderen He-
rausforderungen in Familien ge-
zielt in den Fokus und entwickeln 
Präventions- und Beratungs-
angebote bedarfsgerecht wei-
ter. Dies gilt auch für besonders 
herausfordernde Lebenssituati-
onen, bei Krisen und Konflikten, 
bei Trennung und Scheidung, 
für Familien in schwierigen so-
zioökonomischen und bildungs-
benachteiligten Situationen, Al-
leinerziehende, zugewanderte 
Kinder sowie Jugendliche und 
Familien, die mit körperlichen 
oder psychischen Erkrankungen 
leben. 

Wir setzen uns für einen kom-
munalen Aktionsplan gegen 
Kinderarmut ein, der Kinder in 
von Armut betroffenen oder ar-
mutsgefährdeten Familien ge-
zielt in den Blick nimmt. In Zu-
sammenarbeit zwischen den 
relevanten städtischen Ämtern, 
weiteren relevanten Institutio-

nen und freien Trägern soll eine 
städtische Gesamtstrategie ent-
wickelt werden, die bestehende 
Angebote für ein gelingendes 
Aufwachsen quartiersbezogen 
weiterentwickelt, vernetzt, Lü-
cken identifiziert und Maßnah-
men zur Schließung dieser Lü-
cken vorschlägt. 

Für verlässliche und gute 
Kindertagesbetreuung und 
frühkindliche Bildung

Wir werden die Kindertages-
betreuung quantitativ und qua-
litativ weiter ausbauen. Es ist 
unser Ziel, Kita-Schließungen 
zu verhindern und Stadtteile mit 
Unterversorgung in den Mittel-
punkt zu stellen. Wir schaffen 
ein bedarfsgerechtes Betreu-
ungsangebot und sorgen für 
größere Verlässlichkeit bei den 
Betreuungszeiten. Wir gewähr-
leisten bedarfsgerechte und fle-
xible Betreuungszeiten. Dies gilt 
auch für die Ferien und Randzei-
ten. Wir unterstützen Ferienan-
gebote und -freizeiten.

Wir werden uns auch weiter 
dafür einsetzen, dass Familien 
nicht durch Erhöhungen der 
Kita- und OGS-Beiträge zu-
sätzlich belastet werden. 

Wir wollen die Kitaplatz-Ver-
gabe anwendungsfreundlich, 
transparent und fair weiterent-
wickeln und so für ein wohnort-
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nahes Betreuungsangebot für 
alle Familien unabhängig von 
der Berufstätigkeit der Eltern 
sorgen. Wir setzen uns für eine 
auskömmliche Finanzierung der 
Kindertagesbetreuung und eine 
faire Bezahlung der Beschäftig-
ten und der selbstständig tätigen 
Kindertagespflegepersonen ein.

Die Kita-Sozialarbeit haben wir 
gestärkt und wollen sie weiter 
ausbauen. Dabei stellen wir eine 
bedarfsgerechte Stellenzuwei-
sung sicher.

Wir werden die städtischen An-
strengungen zur Gewinnung und 
Ausbildung von pädagogischen 
Fachkräften intensivieren. Hierzu 
gehört für uns neben dem Ausbau 
der Ausbildungskapazitäten, der 
Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen und gezielten Initiativen 
zur Anwerbung von Fachkräften 
auch die Förderung bezahlbaren 
Wohnraums in Arbeitsplatznähe.

Die Träger der Kindertagesein-
richtungen dürfen bei der Pla-
nung nicht übergangen werden. 
Die letzten Jahre haben gezeigt, 
wie wichtig eine Zusammen-
arbeit auf Augenhöhe ist. Diese 
werden wir fortsetzen.

Für starke Kinder und 
Jugendliche

Wir entwickeln Spielplätze kon-
tinuierlich zu attraktiven, vielsei-

tigen und barrierearmen Spiel-
gelegenheiten weiter, schaffen 
somit kostenlose Freizeitange-
bote für Familien und stärken 
die Bewegungsmöglichkeiten 
für Mädchen und Jungen. Wir 
stellen dafür die nötigen Gel-
der bereit und verbessern damit 
die Verteilung moderner Spiel-
stätten im Stadtgebiet. Mit dem 
Paul-Gerhardt-Haus ist ein be-
deutender Ort der Jugendarbeit 
in der Innenstadt weggefallen. 
Wir werden prüfen, wie beste-
hende Angebote weiterentwi-
ckelt und neue Räume für junge 
Menschen geschaffen werden 
können. Beispielsweise werden 
wir Aufenthalts- und Freizeit-
möglichkeiten für Jugendliche 
ohne Konsumzwang drinnen 
und draußen ausbauen, bei-
spielsweise Jugendtreffs oder 
selbstständige Sportangebote 
wie Skateparks. Schulhöfe wer-
den wir an Nachmittagen und 
Wochenenden für Kinder und 
Jugendliche offenhalten, attrak-
tiv gestalten und versiegelte 
Flächen gezielt entsiegeln. 

Wir setzen uns für ein gesun-
des und kostenloses Frühstück 
und Mittagessen in Kitas und 
Schulen ein. Hierfür sollen vor 
allem regionale, saisonale und 
ökologisch angebaute Produkte 
verwendet werden. Wir unter-
stützen außerdem die Sprach-
bildung und Sprachförderung 
für Kinder und Jugendliche mit 
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und ohne Migrationsvorge-
schichte. Hierbei ist auch die 
Förderung der Herkunftsspra-
che und -kultur wichtig.

Wir wollen Angebote und Struk-
turen zur Wahrung und Förde-
rung von Kinderrechten weiter 
stärken und setzen uns für den 
Schutz vor sexualisierter Ge-
walt ein. Die Strukturen für Ver-
eine und soziale Träger werden 
wir stärken, damit diese wirk-
same Gewaltschutzkonzepte 
ausbauen und ihr Personal an 
Schulungen zur Prävention se-
xualisierter Gewalt an Kindern 
und Jugendlichen teilnehmen 
kann.

Wir werden Informations-, 
Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote für Jugend-
liche in schwierigen Lebens-
situationen und akuten Krisen 
bedarfsgerecht ausbauen. Der 
Fokus liegt dabei auf Fragen 
und Themen rund um Konflikte 
in der Familie und im Freundes-
kreis, Gewalt, Schulschwän-
zen, Kriminalität, körperliche 
und seelische Gesundheit, Se-
xualität, Identität und Lebens-
weise. Hierbei kommt auch der 
aufsuchenden Sozialarbeit 
eine wichtige Rolle zu.

Wir sorgen für eine wirksame 
und früh beginnende Sucht-
prävention mit Angeboten für 
Eltern, Kinder und Jugendliche, 

Pägagog*innen und Multiplika-
tor*innen. Wir wollen die Medi-
enkompetenz von Kindern und 
Jugendlichen stärken und hier-
zu Präventionsangebote sicher-
stellen, die junge Menschen für 
die Gefahren von Mediensucht, 
Belästigung und Verleumdung 
im Internet („Cybermobbing“) 
und die Manipulation durch Er-
wachsene („Cybergrooming“) 
frühzeitig sensibilisieren. Wir 
unterstützen junge Menschen, 
wenn sie Hass, Hetze und psy-
chische Gewalt im Internet er-
fahren und bauen entsprechen-
de Beratungsangebote aus. 

Wir unterstützen den Ju-
gendrat und den Stadt-
jugendring als wichtige 
Selbstvertretungen Jugend-
licher, beispielsweise mit je 
einem Sitz im Jugendhilfe-
ausschuss. Darüber hinaus 
setzen wir uns dafür ein, 
dass auch Schüler*innen-
vertretungen weitergehende 
konkrete Gestaltungs- und 
Mi twi rkungsmögl ichke i ten 
erhalten.

Für eine moderne 
und bedarfsgerechte 
Schullandschaft

Damit alle Schüler*innen einen 
Platz an ihrer gewünschten 
Schulform bekommen, werden 
wir die Anzahl der Plätze an Ge-
samtschulen weiter ausbauen. 



30

Nachdem wir die vierte Gesamt-
schule in Angelmodde erfolg-
reich auf den Weg gebracht ha-
ben, nehmen wir hierbei nun vor 
allem die Versorung im Stadtteil 
Coerde in den Blick. Die Primus-
schule wollen wir stärken und 
uns dafür einsetzen, dass das 
Erfolgsmodell Schule macht. 

Wir werden Grundschulen un-
terstützen, die Familiengrund-
schulzentren werden wollen. 
Wir werden die Ganztagsan-
gebote an allen Schulformen 
bedarfsgerecht erweitern, um 
so Schüler*innen bestmöglich 
zu unterstützen und Eltern bei 
der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zu entlasten. Durch 
die Einbindung verschiedener 
Akteur*innen ermöglichen wir 
Sport-, Kultur- und Musikan-
gebote im Offenen Ganztag. 
Schulen, die einen gebundenen 
Ganztag anbieten wollen, unter-
stützen wir dabei. Wir wollen 
den Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung für ab 2026 ein-
geschulte Kinder so umsetzen, 
dass ältere Kinder ihren Platz 
in der Offenen Ganztagsschule 
(OGS) behalten und die Qualität 
der OGS erhalten bleibt.

Wir werden die Sanierung und 
den Neubau von Schulen im 
engen Dialog mit den Schulen 
bedarfsgerecht fortsetzen. Leit-
planken sind für uns dabei vor 
allem eine weitreichende Barrie-

refreiheit, die bedarfsgerechte 
Erweiterung von Fachräumen, 
moderne Toilettenanlagen, aus-
reichende Möglichkeiten für 
Sport und Bewegung sowie eine 
bessere Aufenthaltsqualität auf 
naturnahen Schulhöfen. Darü-
ber hinaus bauen wir Stellen für 
Hausmeister*innen und Schul-
sekretär*innen aus und set-
zen weniger auf teure externe 
Dienstleistungsunternehmen. 

Wir treiben den Ausbau der digi-
talen Infrastruktur in den Schu-
len und Bildungseinrichtungen 
voran und unterstützen diese 
bei der Erarbeitung von Konzep-
ten zum konsequenten digitalen 
Lernen und zur digitalen Teilha-
be. Pädagog*innen werden wir 
durch „digitale Hausmeister*in-
nen“ entlasten.

Für beste Bildungschancen für 
alle

Wir entwickeln die schulische 
Integration und Inklusion als 
Mehrwert für alle weiter. Da-
bei orientieren wir uns am Wohl 
der Schüler*innen. Grundschu-
len sollen immer Schulen des 
gemeinsamen Lernens sein. 
Gleichzeitig werden wir das 
Förderschulangebot bedarfs-
gerecht ausbauen und Wahl-
freiheit für Eltern sicherstellen. 
Die Beschulung und Integration 
zugewanderter Schüler*innen 
unterstützen wir und sichern be-
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stehende Initiativen konzeptio-
nell und finanziell langfristig ab.

Wir werden die Förderinseln 
in den Grundschulen und die 
Schulsozialarbeit an allen Schu-
len weiter ausbauen, um Entwi-
cklungs- und Bildungschancen 
für alle zu schaffen sowie Prä-
vention und Nachteilsausgleich 
zu stärken. Dabei werden wir 
verstärkt die Förderschulen und 
Berufskollegs in den Blick neh-
men. Außerdem setzen wir uns 
für eine starke Schulpsycholo-
gie ein, deren Angebote unab-
hängig von der Finanzkraft der 
Eltern für alle Schüler*innen zu-
gänglich bleiben.

Wir schaffen informative und 
unterstützende Rahmenbe-
dingungen für einen guten 
Übergang von der Schule in 
Ausbildung, Studium und Be-
ruf für alle Jugendlichen.

Für eine Investitionsoffensive 
in den Ausbildungsstandort

Münster braucht mehr und bes-
ser organisierte Angebote zur 
beruflichen Grund- und Ausbil-
dung und bessere Lernbedin-
gungen mit guten Wohnmöglich-
keiten und mehr Wertschätzung 
für Ausbildungsberufe. In den 
letzten Jahren ist allerdings zu 
wenig in gute Ausbildung inves-
tiert worden. Wir werden daher 
eine Investitionsoffensive für 

gute Ausbildung starten. Wir 
werden die städtischen Berufs-
kollegs fit für die Zukunft machen 
– baulich, organisatorisch, perso-
nell und technisch. Die Stadtver-
waltung muss dabei als wichtige 
und große Arbeitgeberin mit gu-
tem Beispiel vorangehen.

Als Ersatz für die besonders bau-
fälligen Berufskollegs werden wir 
ein neues und modernes Be-
rufsschulzentrum an der Nie-
berdingstraße errichten. Dieser 
Standort ist verkehrstechnisch 
hervorragend angebunden und 
verfügt über genügend Flächen. 
In einem neuen Gebäude wollen 
wir ein Lernumfeld mit moder-
ner Technik schaffen, das sich 
an der beruflichen Praxis in den 
Betrieben orientiert.

Wir stehen für optimale Lernbe-
dingungen an allen städtischen 
Berufskollegs. Wir werden sie 
daher so ausstatten, dass sie 
praxisnahes Lernen auf höchs-
tem Niveau ermöglichen. Wir 
setzen uns für eine konsequen-
te Digitalisierung ein, die den 
Einsatz moderner Hard- und 
Software sowie eine flächen-
deckende, leistungsfähige IT-
Infrastruktur umfasst. Digitale 
Lehr- und Lernmittel müssen in 
allen Bildungsgängen selbstver-
ständlich sein. 

Die Wohnungssuche ist für vie-
le Auszubildende eine große, 
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manchmal nicht zu bewältigen-
de Herausforderung. Wir wer-
den daher weitere Wohnheime 
für Auszubildende bauen. Ge-
meinsam mit den Kammern, den 
Unternehmen, der Wohnungs-
wirtschaft und den öffentlichen 
Akteur*innen wollen wir dieses 
Thema voranbringen. Bestehen-
de Wohnangebote werden wir 
erhalten. Wir setzen uns zu-
dem für die Schaffung eines 
kommunalen Auszubildenden-
werks ein, das sich um die Be-
lange von Auszubildenden küm-
mert. 

Wir setzen uns dafür ein, Aus-
bildungsberufe als attrakti-
ve Karrierewege sichtbarer zu 
machen. Dafür wollen wir die 
Berufsorientierung an Schu-
len weiter stärken. Bestehen-
de Programme und Initiativen 
werden wir durch eine stärkere 
Vernetzung mit lokalen Unter-
nehmen und Betrieben verbes-
sern. Hierfür setzen wir auf die 
Zusammenarbeit mit den Schu-
len, den Unternehmen, den Ge-
werkschaften, der Berufsbera-
tung, der Arbeitsagentur und 
der Stadtverwaltung. 

Unser Ziel ist es, Münster zu ei-
ner Stadt zu machen, in der jun-
ge Menschen gut ausgebildet 
werden, in der sie gerne leben 
und in der sie sich ihre Zukunft 
aufbauen wollen. Dazu gehört 
für uns die gute Erreichbarkeit 

von Berufskollegs und Aus-
bildungsbetrieben sowie ein 
vielfältiges, bezahlbares Kul-
tur- und Freizeitangebot. Er-
rungenschaften wie das Müns-
terAbo für Bus und Bahn und 
das Jugendkulturticket KULTICK 
wollen wir daher erhalten und 
weiterentwickeln.

Für Demokratie, gegen 
Rassismus, Antisemitismus 
und Diskriminierung

Wir stärken die politische Bil-
dung, beispielsweise durch Ge-
denkstättenfahrten, Besuche 
politischer Gremien und die För-
derung internationaler Begeg-
nungen junger Menschen. 

Mit großer Sorge betrachten wir 
die Zunahme rassistischer, dis-
kriminierender und antisemiti-
scher Haltungen, Äußerungen 
und Vorfälle. Aus der histori-
schen Verantwortung und aus 
Münsters Selbstverständnis als 
Friedensstadt ergibt sich für uns 
der klare Auftrag, Rassismus, 
Diskriminierung und Antisemi-
tismus in jeglicher Form kompro-
misslos entgegenzutreten. Wir 
wollen schon junge Menschen 
dazu befähigen, entschieden 
für die Würde aller Menschen 
einzutreten. Entsprechende Bil-
dungs-, Beratungs- und Schu-
lungsangebote unterstützen wir 
daher nach Kräften und werden 
städtisches Engagement gegen 
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Diskriminierung, Rassismus und 
Antisemitismus noch sichtbarer 
machen.

Die Villa ten Hompel leistet seit 
vielen Jahren einen unverzicht-
baren Beitrag zur Geschichts-
vermittlung über die Verbrechen 
der Nationalsozialisten, ebenso 
wie das Stadtarchiv. Unzählige 
Besucher*innen, insbesondere 
auch Schulklassen, werden je-
des Jahr durch die Ausstellun-
gen der Villa ten Hompel geführt. 
Als ehemaliger Ort totalitärer 
Polizeigewalt besteht darüber 
hinaus eine bewährte Zusam-
menarbeit mit Polizei und Justiz. 
Gerade in Zeiten zunehmender 
rassistischer, diskriminierender 
und antisemitischer Haltungen, 
Äußerungen und Vorfälle ist für 
uns klar: Wir unterstützen die 
Villa ten Hompel als wichtige 
Akteurin einer lebendingen Er-
innerungskultur ebenso wie das 
Team der Villa ten Hompel mit 
Nachdruck in seinem Engage-
ment.

Für die Hochschulen in unserer 
Stadt

Die Hochschulen mit ihren mehr 
als 60.000 Studierenden prägen 
das Stadtbild und das Leben in 
Münster. Wir wollen uns in re-
gelmäßigen Abständen mit den 
Hochschulen austauschen, um 
angesichts der sich verändern-
den Studierendenzahlen weiter 

eine attraktive Stadt für die Stu-
dent*innen und die Beschäftig-
ten der Hochschulen zu bleiben. 
Von besonderer Bedeutung für 
Studierende und Beschäftigte 
an den Hochschulen sind unser 
Einsatz für bezahlbares Wohnen 
und ein besseres Mobilitätsan-
gebot. Den Austausch mit den 
Vertreter*innen der Studieren-
denschaft wollen wir intensivie-
ren. Wir schaffen zudem gute 
Rahmenbedingungen für einen 
attraktiven Hochschulstandort, 
indem wir die liegenschaftliche 
Entwicklung der Hochschulen 
und Studierendenwerke unter-
stützen und begleiten, städti-
sche Angebote etwa in der Kultur 
auch für ein studentisches Pub-
likum attraktiv halten und das 
Gründungsgeschehen aus den 
Hochschulen heraus aktiv unter-
stützen. Auch über das Studium 
hinaus soll Münster eine attrak-
tive Stadt für Absolvent*innen 
sein, da diese den Wirtschafts-
standort stärken. Projekte wie 
das Batterieforschungszentrum 
MEET bieten Arbeitsplätze, die 
wir unterstützen werden.

Für lebenslanges Lernen

Bildung ist der Schlüssel zu 
einer starken und zukunftsfähi-
gen Gesellschaft. Münster ver-
fügt über eine lebendige Land-
schaft staatlich anerkannter 
Weiterbildungseinrichtungen 
mit unterschiedlichen Schwer-
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punkten, die Menschen viel-
fältig in ihrer Lebensgestaltung 
unterstützen. Mit Kursen, Work-
shops, Informationsveranstal-
tungen und Präventionsprojek-
ten bieten sie niedrigschwellig 
und bedarfsorientiert allgemei-
ne Weiterbildung, Erwachse-
nen- und Familienbildung. Sie 
sind wichtige Orte gemeinsa-
men Lernens, von Vernetzung 
und Begegnung und stärken 
damit den Zusammenhalt in un-
serer Stadt. Wir setzen uns für 
die Förderung der allgemeinen 
Weiterbildung in Münster ein 
und kooperieren bedarfsorien-
tiert mit den Trägern bei der 
Planung und Entwicklung von 
kommunalen Präventionskon-
zepten und Weiterbildungsauf-
gaben.

Wir werden die Volkshochschu-
le Münster (VHS) als zentrale 
Institution für lebenslanges Ler-
nen und gesellschaftliche Teil-
habe stärken und weiterentwi-
ckeln. Wir wollen ihre Angebote 
passgenau auf die Bedürfnisse 
der Menschen ausrichten und 
die Reichweite und Qualität der 
Angebote verbessern. Insbe-
sondere Geflüchtete, Arbeits-
suchende und Menschen mit 
geringen Bildungschancen wol-
len wir hierbei verstärkt in den 
Blick nehmen. Darüber hinaus 
wollen wir Angebote und Räum-
lichkeiten in den Stadtteilen 
ausbauen und die Chancen der 

Digitalisierung für flexible und 
hybride Lernformate nutzen. 
Neben der inhaltlichen Weiter-
entwicklung setzen wir uns für 
eine strukturelle Stärkung der 
Volkshochschule ein. So soll sie 
ein eigenes Amt innerhalb der 
Stadtverwaltung werden. So-
wohl die inhaltliche als auch die 
strukturelle Weiterentwicklung 
werden wir in enger Zusammen-
arbeit mit relevanten Akteur*in-
nen und Institutionen durchfüh-
ren. Hierzu gehören neben dem 
Beirat der VHS unter anderem 
die Stadtbücherei, das Jobcen-
ter, der Integrationsrat und das 
Weiterbildungskolleg.

Räume in öffentlichen Bil-
dungseinrichtungen wollen wir 
auch außerhalb der Öffnungs-
zeiten für Einrichtungen der 
Weiterbildung und des kulturel-
len Lebens zur Verfügung stel-
len und damit diejenigen Ak-
teur*innen unterstützen, die das 
vielfältige und lebendige Kultur- 
und Weiterbildungsangebot in 
Münster gewährleisten.

Ob Haushaltsplanung, Steuer-
fragen, Altersvorsorge oder der 
Umgang mit Schulden – eine 
gute finanzielle Bildung ist der 
Schlüssel für informierte Ent-
scheidungen und damit Baustein 
für mehr soziale Sicherheit. Wir 
wollen Workshops, Online-Kur-
se und Beratungsangebote für 
alle Alters- und Bevölkerungs-
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gruppen zu den verschiedenen 
Fragen der Finanzbildung ein-
führen. Hierbei setzen wir auf 
Kooperationen unter anderem 
mit Schulen, Hochschulen, der 
Volkshochschule, Weiterbil-
dungseinrichtungen, der Volks-
bank, der Sparkasse sowie lo-
kalen Unternehmen, Banken und 
Versicherungen.

Für eine vielfältige 
Kulturlandschaft

Die wachsende Stadt erfordert 
ein wachsendes Kulturangebot 
nicht nur in der Innenstadt, son-
dern auch in den Stadtteilen. Wir 
wollen, dass Kultur in die Stadt-
teile hineinwirkt und wohnort-
nahe, lokale, niedrigschwellige 
Zugänge und Möglichkeiten er-
öffnet. Besonders im Hinblick 
auf die Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund 
schafft Stadtteilkultur wertvolle 
Möglichkeiten für Begegnungen 
vor Ort. Stadtteilangebote kön-
nen zudem generationsüber-
greifende Kommunikations- und 
Begegnungsanlässe schaffen. 
Wir wollen die ehrenamtlichen 
Strukturen vor Ort stärken, über 
die Bezirksvertretungen Projekt-
förderungen initiieren und diese 
Maßnahmen durch das Kultur-
amt unterstützen.

Vereine bilden das stabilisie-
rende Gerüst unserer Gesell-
schaft. In der Kultur flankieren 

Vereine kulturelle Aktivitäten 
sowohl städtischer Institutionen 
als auch der freien Szene nahe-
zu sämtlicher Genres. Wir wer-
den dieses Vereinswesen wei-
ter fördern und stärker sichtbar 
machen und Vereine auch bei 
der Gewinnung neuer Mitglieder 
unterstützen.

Wir wollen kulturelle Teilhabe 
vom Kindesalter an fördern. Kul-
turelle Angebote sollen daher 
leicht zugänglich sein und die 
Kinder und Jugendlichen durch 
Kooperationen mit Kunstschaf-
fenden bereits in der Kita, der 
Schule und im Stadtteil errei-
chen. 

Kulturelle Teilhabe umfasst für 
uns sowohl den einfachen Zu-
gang zu kulturellen Angeboten 
als auch die Möglichkeit zur ak-
tiven Mitwirkung. An die Unter-
stützung bestehender Initiativen 
des kulturellen Kinder- und Ju-
gendangebots knüpfen wir an 
und wollen ihnen ein verlässli-
cher Partner für die Kinder- und 
Jugendkultur in Münster sein.

Seit Anfang 2025 stehen die 
Stadtbücherei, die Volkshoch-
schule, die Kinos, Theater und 
Museen im Zentrum des von 
uns für Jugendliche eingeführ-
ten Kulturtickets KULTICK. Wir 
wollen weitere Kultur- und Frei-
zeitangebote in das Kulturti-
cket aufnehmen, beispielsweise 
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Stadtrundfahrten, die städti-
schen Bäder oder den Allwetter-
zoo. 

Die freie Kulturszene gehört 
zur kulturellen Identität der 
Stadt. Deshalb unterstützen wir 
auch in den nächsten Jahren 
Musiker*innen, Filmschaffen-
de, darstellende und bildende 
Künstler*innen institutionell und 
projektbezogen durch Zuschüs-
se und bei ihrer Suche nach 
geeigneten Räumlichkeiten. 
Beispielhaft sei hier das Musik-
förderkonzept genannt, mit dem 
wir die freie Musikszene durch 
verbesserte Rahmenbedingun-
gen in ihrer künstlerischen Qua-
lität und Vielfalt fördern.

Für starke städtische 
Kultureinrichtungen

Die Stadtbücherei ist elementar 
für die Kultur- und Bildungsland-
schaft in Münster. Ihr stadtwei-
tes Angebot mit Zweigstellen 
werden wir personell und finan-
ziell auskömmlich ausstatten 
und durch die weitere Digitali-
sierung zukunftsfähig machen. 
Die Öffnungszeiten der Stadt-
bücherei werden wir so gestal-
ten, dass beispielsweise auch 
berufstätige Alleinerziehende 
mit ihren Kindern nicht vor ver-
schlossenen Türen stehen. Auch 
die ergänzenden Büchereien in 
kirchlicher Trägerschaft wer-
den wir unterstützen. Wir ver-

stehen Büchereien nicht nur als 
Orte zum Lesen und Ausleihen 
von Büchern, sondern auch als 
Treffpunkte und Wohlfühlorte 
für jedes Alter und alle sozialen 
Schichten. Die Vernetzung von 
Schulen und Kitas mit den Bü-
chereien wollen wir ausbauen.

Musik ist in hohem Maße bildend 
und erfüllend und weitet den Ho-
rizont. Deshalb werden wir die 
Westfälische Schule für Musik 
und ihre verschiedenen Stand-
orte stärken und weiterentwi-
ckeln. Ausdrücklich begrüßen 
wir das innovative Zukunftskon-
zept der Westfälischen Schule 
für Musik, das über den Auftrag 
zur musischen Erziehung hin-
aus Inklusion, kulturelle Vielfalt 
und gesellschaftliche Teilhabe 
zu wichtigen Säulen der Arbeit 
erklärt. Die vier als Vereine or-
ganisierten Musikschulen sind 
bei der musischen Erziehung 
eine wichtige Ergänzung des 
städtischen Musikangebots in 
den Stadtteilen. Wir werden die-
se Musikschulen so ausstatten, 
dass sie auch in den nächsten 
Jahren erfolgreich arbeiten kön-
nen.

Wir unterstützen das städtische 
Theater mit seinen fünf Spar-
ten und werden es personell, 
räumlich und finanziell weiter-
hin so ausstatten, dass sein ho-
hes Niveau auch in Zukunft er-
halten bleibt. Wir unterstützen 
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Intendanz und Verwaltung in 
ihrem Bestreben, das Theater 
noch stärker in die Stadtgesell-
schaft zu tragen und noch mehr 
Menschen anzusprechen, ins-
besondere junge Menschen. Die 
Digitalisierung des Publikums-
managements ist dabei wesent-
liche Voraussetzung für die Zu-
kunftsfähigkeit des Theaters.

Das Stadtmuseum ist ein le-
bendiger Ort der Stadtge-
schichte mit einem wichtigen 
gesellschaftlichen Auftrag. 
Hier wird die Vergangenheit 
dokumentiert, hier werden 
Perspektiven für die Zukunft 
entwickelt. Wir werden die 
zur Erfüllung dieses Auftrags 
notwendigen finanziellen 
Mittel auch weiterhin bereit-
stellen und legen Wert auf ei-
nen kostenfreien Zugang zum 
Museum. 

Die Westfälische Schule für 
Musik benötigt dringend ange-
messene und größere Räumlich-
keiten und das städtische Sinfo-
nieorchester hat Anspruch auf 
würdige Proberäume und eine 
Spielstätte, die seinen künstle-
rischen Ambitionen entspricht. 
Auch die freie Musikszene 
braucht Räume für die Ausübung 
ihrer Kunst. Wir setzen uns wei-
terhin für einen Aufführungsort 
ein, der den Bedürfnissen der 
Musiker*innen in Münster ge-
recht wird.

Für Breiten- und Spitzensport, 
für aktive Sportvereine und 
attraktive Sportstätten

Eine wachsende Stadt braucht 
gute Sportstätten und gute 
Sportvereine. Wir unterstützen 
die Sportvereine in ihrer ehren-
amtlichen Arbeit und stehen 
für Kontinuität in der Förderung 
der Sportvereine und der Ent-
wicklung der Sportstätteninf-
rastruktur. Die Entwicklung der 
Infrastruktur, auch für den Schul-
sport, und die Unterstützung der 
Vereine wollen wir nachhaltig, 
inklusiv-integrativ, geschlech-
tergerecht und sozial gestalten. 
Hierzu gehört für uns auch die 
Schaffung von Kunstrasenplät-
zen, die wir professionalisieren 
und beschleunigen werden, um 
die bestehenden Bedarfe im 
Laufe der kommenden fünf Jah-
re zu decken, außerdem der Ab-
schluss und die Umsetzung der 
fortgeschrittenen Planungen für 
den Sportpark Hiltrup-Ost mit 
einem American Sports Center 
und einer Rad- und Rollstrecke, 
für die Sportanlage von Mara-
thon Münster mit Sportplätzen, 
Kabinen und Vereinsheim sowie 
für den Neubau einer Mehrfach-
halle und eines Großspielfelds 
auf der Sportanlage von West-
falia Kinderhaus. Bei der Aus-
stattung von Sportanlagen und 
Sporthallen setzen wir uns für 
eine flächendeckende WLAN-
Abdeckung ein. Die Verga-
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be- und Buchungssysteme der 
Sportstätten wollen wir schritt-
weise digitalisieren.

Wir spielen im Team des SC 
Preußen Münster und werden 
die weitere Entwicklung des 
neuen Preußenstadions voran-
treiben. Das Ziel ist ein zweit-
ligataugliches Stadion bis Ende 
2027. Dabei ist uns ein ständiger 
Austausch mit den Gremien und 
den Fans wichtig. Das Stadion 
soll ein Treffpunkt für die Sport-
szene in der Stadt sein und den 
Stadtteil Berg Fidel aufwerten. 
Dazu gehören auch die Halle 
Berg Fidel, die den steigenden 
Anforderungen in der Zukunft 
gerecht werden muss, und die 
Unterstützung für den USC 
Münster und die Uni Baskets. 

Attraktive Schwimmbäder sind 
ein wesentlicher Bestandteil der 
städtischen Sportlandschaft. 
Es gilt, bestehende Lücken in 
Münsters Bäderlandschaft zu 
schließen, um insbesondere 
den Bedürfnissen von Familien, 
Schulen, dem Freizeit- und Ver-
einssport sowie der Gesund-
heitsförderung gerecht zu wer-
den. Wir finden uns nicht mit 
monatelangen Teil- oder Kom-
plettschließungen von Bädern 
ab. Ebenfalls finden wir uns 
nicht damit ab, dass Münstera-
ner Familien in großer Zahl zum 
Schwimmen nach Senden, Dül-
men oder Everswinkel fahren 

und verfolgen daher weiterhin 
unser Ziel, ein Familienbad für 
Groß und Klein in Gievenbeck zu 
errichten. Die derzeitigen Pla-
nungen der Verwaltung sollen 
weitergeführt werden. Das ge-
änderte Nutzungsverhalten von 
Kindern, Jugendlichen, Familien 
und älteren Menschen muss da-
bei ebenso berücksichtigt wer-
den wie die Erfordernisse der 
Schwimmvereine. Die bestehen-
den Schwimmbäder müssen ne-
ben den Schulen und Vereinen 
auch verstärkt der öffentlichen 
Nutzung zur Verfügung gestellt 
werden. Die Öffnungszeiten wol-
len wir ausweiten, damit Kinder 
frühzeitig schwimmen lernen.

Sport soll auch im öffentlichen 
Raum sichtbar sein. Den Sport-
park Sentruper Höhe wollen wir 
als zentrale öffentliche Sportan-
lage weiter ertüchtigen. Außer-
dem wollen wir weitere öffent-
lich zugängliche Sportboxen in 
den Stadtteilen aufstellen und 
öffentlich zugängliche Outdoor-
Sportanlagen errichten, bei-
spielsweise Generationenparks, 
Bolzplätze, Fitnessparcours, 
Padeltennisplätze, Boulebahnen 
und Pumptrack-Anlagen.
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Verkehr
Eine gute Mobilität ist für alle 
Menschen wichtig. Für die, die in 
Münster leben. Und für die, die 
nach Münster kommen, weil sie 
hier zur Schule gehen, arbeiten, 
studieren, zu Besuch sind oder 
ihre Freizeit verbringen. Um al-
len eine gute Mobilität zu er-
möglichen, setzen wir auf einen 
starken Umweltverbund – also 
auf öffentliche Verkehrsmittel, 
Radverkehr, Fußverkehr und 
Car-Sharing-Angebote. Dadurch 
verringern wir die Abhängigkeit 
vom Auto. Wenn mehr Menschen 
das Auto stehen lassen, ist mehr 
Platz für die Menschen, die auf 
das Auto angewiesen sind. So 
stellen wir sicher, dass niemand 
übersehen wird. Wir sind über-
zeugt: Nur so kann die Mobili-
tätswende für alle gelingen. 

In den vergangenen Jahren ha-
ben wir entscheidende Weichen 
für eine zukunftsfähige und so-
ziale Verkehrspolitik in Müns-
ter gestellt: Wir haben mit dem 
Masterplan Mobilität 2035+, 
dem Fahrradnetz 2.0 und dem 
integrierten Parkraumkonzept 
die planerischen Grundlagen für 
die Verkehrswende geschaffen. 
Natürlich haben wir unsere Ideen 
auch tatkräftig umgesetzt. Mit 
dem 365-Euro-Abo haben wir 
ein attraktives und bezahlbares 
Angebot geschaffen, das den 

Umstieg auf den öffentlichen 
Nahverkehr erleichtert. Wir ha-
ben neue Busspuren eingeführt 
und Fortschritte bei der Elektrifi-
zierung der Busflotte gemacht. 
Im Rahmen der vorbereitenden 
Arbeiten zur Reaktivierung der 
WLE-Strecke zwischen Müns-
ter und Sendenhorst haben wir 
die Grundlagen für den Bau der 
Haltestellen entlang der Strecke 
geschaffen. Unsere Politik hat 
einen wichtigen Beitrag dazu 
geleistet, dass Münster wie-
der auf dem Weg zur Fahrrad-
hauptstadt ist: Die Einrichtung 
zahlreicher Fahrradstraßen, die 
Fertigstellung der Kanalprome-
nade als Radschnellweg sowie 
hunderte neue Stellplätze für 
Leezen im gesamten Stadtge-
biet machen das Radfahren in 
unserer Stadt noch attraktiver. 
Durch eine verstärkte Ordnung 
des ruhenden Verkehrs haben 
wir dafür gesorgt, dass Barrie-
ren für Fußgänger*innen abge-
baut werden. Mit unserer Politik 
haben wir außerdem dazu bei-
getragen, dass die Altstadt noch 
lebenswerter wurde. So wie auf 
dem Domplatz: Wo früher Autos 
parkten, begegnen sich heute 
Menschen. Und auch die langen 
Staus vor dem Arkaden-Park-
haus in der Königstraße gehö-
ren dank unserer Initiative der 
Vergangenheit an. 

Die folgenden Themen und 
Maßnahmen stehen im Zentrum 
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unserer Verkehrs- und Mobili-
tätspolitik für die kommenden 
Jahre.

Für einen öffentlichen Verkehr, 
der schnell, zuverlässig und 
bezahlbar ist

Der öffentliche Personennah-
verkehr ist die Basis einer er-
folgreichen Mobilitätswende in 
Münster. Wir setzen uns daher 
für einen massiven Ausbau der 
Angebote im öffentlichen Ver-
kehr ein. Mit Metrobuslinien 
verbessern wir die Erschließung 
des Stadtgebiets und die Anbin-
dung der Außenstadtteile an die 
Innenstadt. Metrobusse dienen 
der zuverlässigen und schnel-
len Verknüpfung von besonders 
wichtigen Haltepunkten. Sie fah-
ren regelmäßiger, sind schneller 
und bieten mehr Platz und Kom-
fort für die Reisenden. Die ers-
te Metrobuslinie wird Gieven-
beck und die Unikliniken an den 
Hauptbahnhof anbinden. Darauf 
folgend wollen wir eine Metro-
buslinie entlang der Weseler 
Straße sowie eine Metrobuslinie 
entlang der Steinfurter Straße 
einrichten und so die dortigen 
Park-and-Ride-Plätze an die In-
nenstadt anbinden. 

Damit die Metrobuslinien zügig 
vorankommen, bauen wir wich-
tige Straßen zu Hochleistungs-
achsen für den öffentlichen Ver-

kehr aus. Mit temporären und 
dauerhaften Busvorrangspuren, 
grünen Wellen, intelligenten Am-
pelanlagen und Busschleusen 
erhalten die Busse auf diesen 
Achsen zukünftig Vorfahrt. 
Der Busverkehr bildet das Rück-
grat des öffentlichen Verkehrs in 
der Stadt. Wir werden das Bus-
angebot in der Stadt daher aus-
bauen und verbessern: 

	� Wir wollen das Angebot an 
Buslinien im Stadt- und Re-
gionalverkehr ausweiten und 
den Fahrplantakt auf den 
wichtigsten Verbindungen in 
der Stadt erhöhen. Dabei be-
achten wir auch die Anbin-
dung und Erschließung der 
bestehenden und zukünfti-
gen Wohngebiete.

	�
	� Das Nachtbusnetz wollen 
wir weiterentwickeln. Neue 
Taxibuslinien sorgen für eine 
möglichst flächendeckende 
Abdeckung und Erschlie-
ßung des gesamten Stadt-
gebiets.

	�
	� Die Erfahrungen aus LOOP 
wollen wir zur Weiterent-
wicklung von ergänzenden 
flexiblen Bedarfsangeboten 
(„On-Demand-Systeme“) 
nutzen. Den Fokus legen wir 
dabei auf die Schließung von 
Angebotslücken zwischen 
einzelnen Knotenpunkten. 

	�
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	� Wir wollen umsteigfreie An-
gebote für Schüler*innen 
und Azubis ausbauen, damit 
diese schneller zur Schule 
und zum Arbeitsplatz kom-
men. 

	�
	� Die entsprechenden Ziele zur 
Verbesserung des Busange-
bots werden unter Berück-
sichtigung der bestehenden 
Planungsgrundlagen im vier-
ten Nahverkehrsplan veran-
kert. Sie bilden die Grundlage 
für den öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrag mit den Stadt-
werken.

	�
Die Bushaltestellen am Haupt-
bahnhof, am Neutor / Schloss-
platz sowie am Ludgeriplatz 
werden wir als Umsteigedreieck 
zu zentralen Knotenpunkten 
für den öffentlichen Verkehr mit 
Anschlüssen in alle Richtungen 
weiterentwickeln. Die Westsei-
te des Hauptbahnhofs (Berliner 
Platz) wollen wir dabei zu einem 
echten Busbahnhof umbauen 
mit deutlich kürzeren Wegen 
und schnelleren Umsteigemög-
lichkeiten. 

Den Ausbau von Knotenpunk-
ten und Haltestellen des öf-
fentlichen Verkehrs treiben wir 
nach den Vorgaben des Mo-
bilstationskonzepts voran. Die 
Mobilstationen dienen der Ver-
knüpfung und Bündelung der 
verschiedenen Verkehrsmittel 

und Mobilitätsangebote. Beim 
Ausbau unterscheiden wir zwi-
schen stadtregionalen Kno-
tenpunkten, städtischen Kno-
tenpunkten und ergänzenden 
Haltestellen. Alle Mobilstationen 
sollen barrierefrei umgebaut 
werden und Unterstellmöglich-
keiten sowie Echtzeitanzeigen 
bereitstellen. Wir werden uns 
weiterhin mit Nachdruck für die 
nach wie vor nicht umgesetzte 
Barrierefreiheit an den Bahnhal-
tepunkten in Albachten, Amels-
büren und Sprakel einsetzen. 

Wir bekennen uns zum Kon-
zept der S-Bahn Münsterland 
als Grundlage für die langfristi-
ge Entwicklung des Schienen-
personennahverkehrs (SPNV) 
in der Region. Hierzu gehört 
für uns auch eine engere Tak-
tung der Linien, die die Stadt 
mit dem Münsterland verbinden. 
Die Pläne für ein Nordkreuz und 
ein Südkreuz in Münster befür-
worten wir im Grundsatz, sehen 
aber noch umfassenden Ab-
stimmungsbedarf, vor allem mit 
der Deutschen Bahn. 

Wir wollen die Reaktivierung der 
Strecke der Westfälischen Lan-
des-Eisenbahn (WLE) zwischen 
Münster und Sendenhorst vo-
rantreiben und beschleunigen. 
Dazu gehört vor allem auch der 
Bau der Haltestellen entlang der 
Strecke. 
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Eine besondere Bedeutung 
kommt den zentralen Mobilsta-
tionen in den Außenstadtteilen 
zu. Durch ihren Ausbau schaf-
fen wir die Grundlage für einen 
möglichst reibungslosen Wech-
sel zwischen verschiedenen 
Verkehrmitteln und tragen damit 
zur Reduzierung von Pendler-
verkehren bei. Um die Pendler-
verkehre jenseits der Stadtgren-
ze zu berücksichtigen, werden 
wir auch im Münsterland für den 
Ausbau und die Aufwertung der 
dortigen Bahnhöfe und zentra-
len Knotenpunkte werben. 

Wir werden das Ticketsystem 
in Münster weiterentwickeln. 
Wichtig ist für uns, dass der 
Preis für das neu eingeführte 
Ticket bei etwa 1 Euro pro Tag 
bleibt und wir attraktive Tickets 
auch für Schüler*innen erhal-
ten können. Die Einführung von 
zeit- und auslastungsabhängi-
gen Tickets wollen wir prüfen. 
So könnte das Einzelticket zwi-
schen 9 und 16 Uhr oder nach 
20 Uhr deutlich günstiger sein 
als zu den Kernzeiten. Dadurch 
würden wir die Auslastung der 
Busse zu Neben- und Randzei-
ten erhöhen und zu Hauptver-
kehrszeiten reduzieren. 

In den nächsten Jahren wollen 
wir das regionale Ticketsystem 
in Westfalen deutlich vereinfa-
chen. Im Ruhrgebiet wurde der 
Tarifdschungel zum März 2025 

bereits beseitigt. Das Rhein-
land bereitet Vereinfachungen 
für 2026 vor. In Abstimmung mit 
den anderen Kommunen und 
Landkreisen in der Region wollen 
wir auch das Angebot für West-
falen übersichtlicher gestalten. 
Zukünftige Preisanpassungen 
müssen mit einer Reform des Ti-
cketsystems und Verbesserung 
des Angebots verbunden wer-
den. 

An die Erfolge bei der Elektri-
fizierung der Busflotte wollen 
wir anknüpfen und diese in der 
kommenden Wahlperiode ab-
schließen. 

Eine große Herausforderung 
besteht in der Verfügbarkeit 
von Busfahrer*innen. Daher 
ist es wichtig, dass der Beruf 
der Busfahrer*innen attrakti-
ver wird. Wir werden sicher-
stellen, dass Maßnahmen zur 
Aufwertung des Berufs und 
zur Ausbildung neuer Busfah-
rer*innen umgesetzt werden. 

In der Altstadt fahren bislang 
viele große Busse. Häufig gibt 
es Konflikte zwischen Bussen, 
Fußgänger*innen und Rad-
fahrer*innen. Wir wollen in 
der Altstadt den Einsatz von 
fahrplanunabhängigen Busli-
nien erproben („On-Demand“). 
Langfristig wollen wir auch 
die Chancen zum Einsatz von 
neuen Technologien nutzen. 
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So könnten autonom fahrende 
Kleinbusse zur Erschließung 
der Altstadt genutzt werden. 
Entsprechende Pilotmaßnah-
men wollen wir nach der Neu-
gestaltung des Domplatzes 
durchführen. Perspektivisch 
wollen wir weitere Potentia-
le vollautonomer Systeme für 
den straßengebundenen ÖPNV 
dort nutzen, wo hierdurch Er-
höhungen der Taktfrequenz, 
eine Linderung des Fachkräfte-
mangels und Verbesserungen 
der Barrierefreiheit erreicht 
werden können.

Für einen stadt- und 
quartiersverträglichen 
Autoverkehr

Eine attraktive Innenstadt mit 
einer hohen Aufenthaltsqualität 
bildet die Grundvoraussetzung 
für eine lebenswerte Stadt und 
einen starken Einzelhandel. Den 
eingeschlagenen Weg zur Re-
duzierung des Autoverkehrs in 
der Innenstadt werden wir wei-
terverfolgen. Denn nach wie vor 
gilt: Wenn mehr Menschen das 
Auto stehen lassen, bleibt mehr 
Platz für die Menschen, die auf 
das Auto angewiesen sind. 

Wir werden weitere Stellplätze 
für Car-Sharing-Angebote aus-
weisen. Bei der Erweiterung der 
Flotte sollte der Fokus auf Elekt-
roautos liegen. Das Netz der La-

desäulen für Elektroautos wer-
den wir weiter ausbauen.

Wir werden uns weiterhin da-
für einsetzen, dass das Par-
ken im Straßenraum in der 
Altstadt den Anwohner*innen, 
Menschen mit Mobilitätsein-
schränkungen und Handwer-
ker*innen vorbehalten bleibt. 
Durchgangs- und Suchver-
kehre sollen so weit wie mög-
lich unterbunden werden. Wir 
werden hierzu den etablierten 
Austausch mit den relevan-
ten Akteuren in der Innenstadt 
fortführen. 

Den Parkraum in den innen-
stadtnahen Vierteln werden wir 
konsequent bepreisen. Hierbei 
werden wir die Vorgaben des 
integrierten Parkraumkonzepts 
umsetzen und die Parkzonen für 
Anwohner*innen entsprechend 
erweitern, beispielsweise im 
Kreuzviertel.

Die Angebote in städtischen 
Parkhäusern wollen wir ver-
bessern, so dass mehr Anwoh-
ner*innen ihren Privat-Pkw dort 
abstellen. Hierzu gehören für 
uns eine attraktive Preisgestal-
tung, flexible Öffnungszeiten, 
schnell erreichbare Parkplätze, 
die Verfügbarkeit von Ladesäu-
len, Barrierefreiheit und Beleuch-
tung. Gleichzeitig müssen die 
Parkhäuser auch weiterhin für 
Kurzzeitparkvorgänge genutzt 
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werden können. Wo große Park-
plätze existieren, beispielsweise 
an Supermärkten, soll geprüft 
werden, wie diese abends und 
nachts für Anwohner*innen ge-
öffnet werden können.

Die Parkgebühren in den städ-
tischen Parkhäusern werden 
wir so anpassen, dass sie je 
nach Standort, Auslastung und 
Tageszeit variieren. Dadurch 
steuern wir das Nutzerverhalten 
und reduzieren das Verkehrs-
aufkommen. Mit vergünstigten 
Bustickets zu Randzeiten schaf-
fen wir einen weiteren Anreiz 
zum Umstieg. 

Wir wollen die Hammer Straße 
zu einer Hochleistungsachse 
für den Rad- und Busverkehr 
weiterentwickeln. Dazu gehö-
ren für uns auch Maßnahmen 
zur Verbesserung der Aufent-
haltsqualität. Auf den großen 
Einfallstraßen wollen wir zudem 
Ladezonen zur Belieferung von 
Gastronom*innen und Einzel-
händler*innen einrichten, ins-
besondere auf der Warendorfer 
Straße, der Wolbecker Straße 
und der Hammer Straße. 

Die begonnenen Maßnahmen 
zur verkehrlichen Umgestal-
tung in Wolbeck werden wir 
auswerten, umsetzen und an-
schließend auf andere Außen-
stadtteile übertragen. 

Wir setzen uns in Angelmodde 
für den Ausbau des Albers-
loher Weges ein, um die Ver-
bindungsqualität zwischen der 
Innenstadt und Angelmodde, 
Gremmendorf, Wolbeck sowie 
Hiltrup-Ost zu verbessern. Da-
bei legen wir besonderen Wert 
auf eine sichere und komfortab-
le Radverkehrsführung: Entlang 
der gesamten Strecke muss 
beidseitig ein durchgehen-
der Rad- und Fußweg entste-
hen.  Um den ÖPNV in diesem 
Bereich zu stärken, wollen wir 
verschiedene Mittel zur Busbe-
schleunigung nutzen und sinn-
voll kombinieren. Um auch im 
weiteren Verlauf des Alberslo-
her Weges den Busverkehr zu 
beschleunigen und gleichzeitig 
dem hohen Pkw-Aufkommen 
Rechnung zu tragen, wollen wir 
prüfen lassen, inwiefern entlang 
der Strecke separate und aus-
lastungs- bzw. tageszeitab-
hängig freigegebene Busspu-
ren geschaffen und kombiniert 
werden können.

Die Pläne zum Ausbau der B 51 
zwischen Münster und Telgte 
lehnen wir ab. Wir werden uns 
dafür einsetzen, dass die Pla-
nungen angepasst und in ihrem 
Umfang deutlich reduziert wer-
den. Darüber hinaus setzen wir 
uns für einen zügigen Ausbau 
und bessere Taktung der Bahn-
verbindung zwischen Münster 
über Telgte nach Warendorf so-
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wie für neue Bahnhaltepunkte im 
Osten der Stadt ein. 

Die Rieselfelder sind ein bedeu-
tendes und unbedingt erhal-
tenswertes Natur- und Vogel-
schutzgebiet sowie Ausflugsziel 
und Naherholungsgebiet. Daher 
stehen wir zur Verkehrsberuhi-
gung in den Rieselfeldern und 
werden sie weiterentwickeln.

Für die Fahrradhauptstadt, 
damit aus Anspruch 
Wirklichkeit wird

Das Fahrradnetz 2.0 ist ein 
zentraler Baustein des Master-
plans Mobilität 2035+. Es bildet 
die Grundlage für den weiteren 
Neu- und Ausbau von Velo-, 
Haupt- und Basisrouten. Mit 
der Umsetzung der vorrangigen 
Vorhaben, die 2024 vereinbart 
wurden, werden wir einen gro-
ßen Schritt in Richtung einer flä-
chendeckend attraktiven Rad-
verkehrsinfrastruktur gehen. 

Fahrradfahrer*innen sollen in 
Münster zügig, sicher und auf 
möglichst direktem Wege von 
A nach B kommen. An vielen 
Stellen machen schmale Rad-
wege, Wurzelschäden oder 
parkende Autos das Radfahren 
auf Radwegen jedoch gefähr-
lich. Daher wollen wir die An-
ordnungen zur Benutzung von 
Radwegen vor allem in den 

Wohnquartieren schrittweise 
aufheben, beispielsweise in der 
Maximilianstraße im Kreuzvier-
tel, und damit die Abschaffung 
der Radwegebenutzungspflicht 
endlich in der Praxis umset-
zen. Wo dies nicht möglich ist, 
wollen wir Schutzstreifen für 
Fahrradfahrer*innen errichten. 
Wo der Platz für Schutzstreifen 
fehlt, wollen wir Maßnahmen zur 
schnellen Verbesserung der Si-
cherheit umsetzen. Wo Straßen 
zu eng sind, um Radfahrer*innen 
mit dem erforderlichen Abstand 
zu überholen, werden wir uns 
für ein generelles Überholver-
bot von Fahrrädern und anderen 
einspurigen Fahrzeugen einset-
zen. Dabei orientieren wir uns 
an den Verboten, wie sie für die 
Schillerstraße und die Manfred-
von-Richthofen-Straße umge-
setzt wurden.

Wo Fahrradstraßen und ande-
re wichtige Verkehrswege für 
Radfahrer*innen (z.  B. Prome-
nade, Schillerstraße, Bismarck-
allee) auf Hauptverkehrsstra-
ßen mit vielen Autos treffen 
(z.  B. der zweite Tangenten-
ring), müssen Radfahrer*innen 
und Fußgänger*innen beson-
ders geschützt werden. Wir 
werden diese Kreuzungsbe-
reiche umbauen und so das 
Unfallrisiko für alle Verkehrs-
teilnehmer*innen reduzieren. 
In diesem Zusammenhang set-
zen wir uns auch für die Umset-
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zung von knotenspezifischen 
ad-hoc-Maßnahmen ein, bei-
spielsweise an der Kreuzung 
Kardinal-von-Galen-Ring / Hüf-
ferstraße / Waldeyerstraße. An 
geeigneten Kreuzungen wer-
den wir zur Reduzierung von 
Wartezeiten und damit zur Be-
schleunigung des Radverkehrs 
zudem verstärkt den Grünpfeil 
für Radfahrer*innen einsetzen. 
Außerdem wollen wir Anzeige-
tafeln mit Sekundenangaben 
einführen und dabei auf die 
Erfahrungen aus dem Projekt 
Leezenflow zurückgreifen. 

An vielen Stellen behindern 
verlassene Fahrräder Fußgän-
ger*innen oder versperren Ein-
fahrten und sogar Rettungswe-
ge. Solche Leezen wollen wir 
konsequent abräumen. Ebenso 
wollen wir das widerrechtliche 
Parken von Autos auf Geh- 
und Radwegen konsequent 
ahnden. 

Eine niedrigere Durchschnitts-
geschwindigkeit führt zu einer 
Verbesserung der Luftquali-
tät und weniger Lärm, vor al-
lem aber zu weniger Unfällen 
im Straßenverkehr. Auch die 
Schwere der Unfälle nimmt ab. 
Durch die Anpassung der Stra-
ßenverkehrsordnung auf Bun-
desebene haben Kommunen 
zusätzliche Spielräume bei der 
Anordnung von Tempo 30 er-
halten. Wir setzen uns dafür ein, 

dass diese Spielräume konse-
quent genutzt werden.

Für einen sicheren, schnellen 
und barrierefreien Fußverkehr

Wir werden den Fußverkehr als 
zentralen Bestandteil der täg-
lichen Mobilität verstärkt in den 
Blick nehmen und Gehwege nach 
dem Vorbild der Niederlande 
ausbauen und sicher gestalten. 
Ein stadtweites Fußverkehrs-
konzept soll die Grundlage bil-
den, damit zentrale Maßnahmen 
zur Qualitätsverbesserung für 
Fußgänger*innen identifiziert 
und umgesetzt werden. Das 
Fußverkehrskonzept soll sich 
dabei am Leitbild der 15-Minu-
ten-Stadt orientieren. Demnach 
sollen Menschen alle wichtigen 
Einrichtungen des täglichen Le-
bens idealerweise innerhalb von 
15 Minuten zu Fuß oder zumin-
dest mit dem Rad erreichen – 
egal ob Arbeit, Einkauf, Freizeit, 
Gesundheit oder Bildung.

Kreuzungsbereiche von Fußwe-
gen und Autostraßen stellen be-
sondere Herausforderungen für 
Fußgänger*innen dar. Dies be-
trifft vor allem alte, mobilitäts-
eingeschränkte und Menschen 
mit Behinderungen, aber auch 
Eltern mit Kinderwagen und 
Kleinkinder. Für uns ist es daher 
zentral, dass Kreuzungsberei-
che frei von Hindernissen ge-
halten und barrierefrei gestaltet 
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werden. Bordsteinabsenkungen, 
Aufpflasterungen, Gehwegna-
sen, Mittelinseln und separate 
Ampelphasen – also ohne kreu-
zende Autos – erhöhen die Si-
cherheit und Attraktivität für alle 
Fußgänger*innen. 

Wir werden einen besonderen 
Fokus auf die Bedürfnisse von 
Kindern legen, damit sie sicher 
zur Schule und wieder nach 
Hause gehen können. Wir wer-
den uns dafür einsetzen, dass 
Verwaltung, Schulen, Polizei, 
Eltern, Kinder und Jugendliche 
gemeinsam schulspezifische 
Pläne für sichere Schulwege 
entwickeln und zur Anwendung 
bringen. Wichtige Maßnahmen 
zur Verbesserung der Sicherheit 
werden wir zeitnah umsetzen. 
Hierzu gehören Elternhaltestel-
len und, sofern nötig, auch die 
Sperrung von Straßen für Autos 
im Schulumfeld vor Schulbeginn 
und nach Schulschluss. Hier-
bei wollen wir auf Erfahrungen 
von Pilotprojekten aus anderen 
Städten wie Bonn, Essen oder 
Köln zurückgreifen und von die-
sen lernen. 

Für ein besseres 
Baustellenmanagement

Wir fordern von der Verwaltung 
konkrete Maßnahmen zur Ver-
besserung des Baustellen-
managements. Bereits heute 
verbringen viele Menschen in 

Münster viel Zeit im Stau. Diese 
Staus sind jedoch nicht Folge 
der Mobilitätswende. Sie ent-
stehen vielmehr, weil die Infra-
struktur zu lange vernachläs-
sigt wurde und viele Arbeiten 
nachgeholt werden müssen. 
Einige Baustellen haben sich 
dabei zu Dauerbaustellen ent-
wickelt. Dieser Missstand muss 
beseitigt werden. Da die aufge-
führten Maßnahmen zwangs-
läufig zu noch mehr Baustellen 
führen werden, besteht hier 
dringender Handlungsbedarf.

Für einen zukunftsfähigen 
Flughafen Münster/Osnabrück

Die wirtschaftliche Entwicklung 
am Flughafen Münster/Osna-
brück (FMO) ist in den letz-
ten Jahren erfreulich. Auch für 
die Zukunft halten wir an dem 
Grundsatz fest, dass der Flug-
hafen ohne kommunale Sub-
ventionen auskommen muss. 
Wir setzen uns dafür ein, dass 
die Anbindung an den öffentli-
chen Verkehr verbessert wird 
und rund um den Flughafen wei-
tere Unternehmen angesiedelt 
werden. Außerdem unterstüt-
zen wir den Flughafen in seinen 
Bemühungen, seine Treibhaus-
gasemissionen zu reduzieren, 
beispielsweise durch den Ein-
satz von Elektrobussen zum 
Passagiertransport und durch 
den Ausbau von Photovoltaikan-
lagen. Kurzstreckenflüge sollen 
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möglichst reduziert und durch 
bessere Zugverbindungen zu 
den wichtigen nationalen und 
internationalen Drehkreuzen er-
setzt werden.
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Soziale Stadt
Die Förderung des sozialen Zu-
sammenhalts gehört zum Kern 
sozialdemokratischer Politik. 
Eine Politik, die auf den sozialen 
Ausgleich zielt, führt zu mehr 
Gerechtigkeit und beugt so-
zialen Spannungen vor. Auch in 
Münster wächst die Schere zwi-
schen Arm und Reich. Die Anzahl 
der Menschen, denen es nicht 
gut geht, steigt. Wir wollen da-
her mehr soziale Gerechtigkeit 
in Münster, um den Zusammen-
halt in der Gesellschaft zu stär-
ken und die Teilhabe sowie Le-
bensqualität für alle Menschen 
zu verbessern. 

In den vergangenen Jahren ha-
ben wir bereits wichtige Fort-
schritte erzielt: Wir haben uns 
konsequent für die Schaf-
fung von sozial gefördertem 
Wohnraum in neuen Quartie-
ren eingesetzt. In Kinderhaus-
Moldrickx haben wir altenge-
rechtes Wohnen gefördert. 
Wir haben Mieter*innen unter-
stützt, deren Vermieter*innen 
sich nicht um ihre Wohnungen 
kümmern. Durch unseren lang-
jährigen Einsatz konnten wir er-
reichen, dass das Stadtteilhaus 
in Coerde mit Bundesmitteln 
finanziert wird. Mit der Neu-
gestaltung des Bremer Plat-
zes haben wir dafür gesorgt, 
dass er erstmals auch von den 

Schüler*innen der angrenzen-
den Montessori-Schule genutzt 
werden kann. Wir haben uns für 
die Belange der Menschen mit 
Drogenabhängigkeit eingesetzt, 
die sich auf dem Bremer Platz 
aufhalten, und die Zusammen-
arbeit zwischen kommuna-
lem Ordnungsdienst und dem 
Quartiersmanagement rund 
um den Bahnhof gestärkt, um 
dort die Sicherheit und die Auf-
enthaltsqualität zu verbessern. 
Wir haben zudem die Raumsitu-
ation des Drogenhilfezentrums 
INDRO verbessert. Wir haben 
Beratungs-, Selbsthilfe- und 
angebote zu unterschiedlichen 
Problemlagen ebenso geför-
dert wie die ambulante und sta-
tionäre Hospizarbeit sowie das 
Palliativnetzwerk. Wir haben 
diverse Vereine und Initiativen 
finanziell unterstützt, die sich 
für die Integration von zuge-
wanderten und geflüchteten 
Menschen einsetzen, beispiels-
weise den Integrationsrat. Die 
Finanzierung des Notfallfonds 
für Menschen ohne Kranken-
versicherung konnten wir si-
chern. Gemeinsam mit vielen 
anderen Akteur*innen haben 
wir die Entwicklung eines ge-
samtstädtischen Konzepts zur 
Neuausrichtung der Hilfen für 
Menschen in Wohnungsnot-
lagen auf den Weg gebracht. 
Wir haben eine Hygienebox für 
Sexarbeiter*innen errichtet, 
die auf der Straße arbeiten, und 
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damit Verbesserungen des Ar-
beitsumfelds erreicht. 

In den kommenden Jahren wer-
den die folgenden Themen-
schwerpunkte und Maßnahmen 
im Zentrum unserer Sozialpolitik 
stehen.

Für eine diverse Stadt und eine 
hohe Lebensqualität bis ins 
Alter

Ob Studentin oder Rentner, 
reich oder arm, mit oder ohne 
Migrationsvorgeschichte, kin-
derlos, alleinerziehend, mit 
oder ohne Familie – wir setzen 
uns für sozial durchmisch-
te Quartiere ein, in denen alle 
Menschen ein Zuhause finden. 
Quartierszentren als Orte der 
Begegnung, für Veranstaltun-
gen und Beteiligung am ge-
sellschaftlichen Leben sind für 
uns ebenso wichtig wie Spiel- 
und Treffpunkte im Freien, 
beispielsweise Boulebahnen, 
Bewegungsparcours oder Sitz-
möglichkeiten ohne Konsum-
zwang. Mehrgenerationen-
häuser sehen wir als geeignete 
kleinräumige Lösungen, die die 
verschiedenen Aspekte ge-
meinschaftlichen Zusammen-
lebens zusammenbringen. Wir 
werden die Errichtung von 
Mehrgenerationenhäusern da-
her auch weiterhin unterstüt-
zen. 

Ein wichtiger Baustein einer le-
benswerten Stadt betrifft die 
Erreichbarkeit aller wichtigen 
Einrichtungen des täglichen Le-
bens, idealerweise zu Fuß – egal 
ob Geschäfte der Grundversor-
gung, Apotheken, Arztpraxen, 
Büchereien oder Cafés. Quar-
tiers- und Begegnungszentren 
in allen Stadtteilen sowie wohn-
ortnahe Beratungsstellen für 
Fragen rund um das Leben im 
Alter spielen dabei eine beson-
dere Rolle für Senior*innen. 

Mit der Alterung der Gesell-
schaft gehen Chancen und He-
rausforderungen einher. Des-
wegen ist es wichtig, dass wir 
unsere Stadt so gestalten, dass 
sie ein aktives und selbststän-
diges Leben bis ins hohe Al-
ter ermöglicht. Wir wollen, dass 
ältere Menschen so lange wie 
möglich in einer eigenen Woh-
nung selbstständig leben kön-
nen und setzen diesbezüglich 
auf Prävention. Viel mehr Woh-
nungen müssen altengerecht 
gebaut und barrierefrei saniert 
werden. Wir wollen Wohnungs-
tausch attraktiver gestalten. Der 
Umzug in eine Pflegeeinrichtung 
soll durch das Angebot notwen-
diger Hilfen im Quartier so lange 
wie möglich vermieden werden. 
Wir setzen uns dafür ein, dass 
die Stadt als altersfreundli-
che Stadt gestaltet wird („age-
friendly city“) und Senior*innen 
nicht als homogene Gruppe, 
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sondern in ihrer Vielfalt und Un-
terschiedlichkeit anerkannt und 
wertgeschätzt werden. 

Von häuslicher Pflege über be-
treute Wohnangebote bis zur 
intensivpflegerischen Betreuung 
– im Bereich der Pflege setzen 
wir in erster Linie auf Pflegehei-
me und Pflegedienstleistun-
gen, die von gemeinnützigen 
Anbietern aus dem Bereich der 
Wohlfahrt getragen werden. Wir 
wollen diese Anbieter bevorzugt 
behandeln, beispielsweise bei 
dem Erwerb von Grundstücken. 
Spezielle Bedürfnisse, bei-
spielsweise von Menschen mit 
Behinderungen oder Demenz-
erkrankungen, müssen bei allen 
Angeboten besonders berück-
sichtigt werden. 

Das Berufsfeld der Altenpflege 
muss attraktiver werden, damit 
sich mehr Menschen für Pflege-
berufe entscheiden. Das Bünd-
nis „Starke Pflege“ leistet hier-
zu einen wichtigen Beitrag. Wir 
wollen es daher stärken. 

Um Pflegekräften attraktive 
Rahmenbedingungen zu bie-
ten, ist die Verfügbarkeit von 
bezahlbarem Wohnraum un-
erlässlich. Dies betrifft sowohl 
Wohnungen für Pflegekräfte, die 
aus dem Ausland nach Münster 
kommen, als auch Wohnraum für 
Auszubildende in Pflegeberufen. 

Die Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum ist für uns ein zentra-
les Thema. Daher haben wir ihm 
ein eigenes Kapitel gewidmet. 
Dort findest du weitere konkre-
te Vorschläge zur Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum.

Bestehende Informationsange-
bote und Veranstaltungen zu 
Fragen des Lebens im Alter und 
der Pflege wollen wir erhalten 
und weiterentwickeln, beispiels-
weise den Pflegenavigator, die 
Tagungsreihe „Älter werden in 
Münster“ oder die Konferenz 
„Alter und Pflege“. Hierzu ge-
hört für uns, dass die Maßnah-
men regelmäßig evaluiert und 
auf Grundlage der Evaluation 
Konsequenzen für die Weiter-
entwicklung gezogen werden. 
Der Gesundheitsprävention 
kommt hierbei eine besondere 
Bedeutung zu. Bei der Weiter-
entwicklung der Angebote und 
Veranstaltungen müssen die 
Bedürfnisse verschiedener Ziel-
gruppen in den Blick genommen 
werden, beispielsweise von Mi-
grant*innen für eine kultursensi-
ble Altenpflege. Außerdem soll-
ten die Betroffenen und künftig 
zu Pflegenden im Rahmen von 
Beteiligungsprozessen direkt in 
die Weiterentwicklung der An-
gebote eingebunden werden. 

Auf der Grundlage des Sozial-
monitorings der Stadt Münster 
wollen wir offene interkulturel-
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le Treffs, Sozialberatung und 
Nachbarschaftshilfen in den 
Quartieren mit den höchsten Be-
darfen prioritär vorhalten, insbe-
sondere in Berg Fidel, Coerde, 
Kinderhaus und Gremmendorf. 
Hierbei ist die Partizipation der 
Menschen vor Ort von besonde-
rer Bedeutung.

Immer mehr Menschen, vor al-
lem ältere Menschen, leiden 
unter Einsamkeit. Wir wollen 
Angebote schaffen, die gewähr-
leisten, dass jeder Mensch am 
gesellschaftlichen Leben aktiv 
teilnehmen kann, bestenfalls 
wohnortnah im eigenen Quar-
tier. Wir wollen weitere Stadt-
teiltreffpunkte schaffen, in de-
nen Kurse angeboten werden, 
in denen man ehrenamtlich tätig 
werden kann, die ein Café oder 
einen Mittagstisch anbieten. Wir 
unterstützen die Kommunale 
Seniorenvertretung als wichtige 
Selbstvertretung älterer Men-
schen, etwa durch ihre Beteili-
gung in relevanten Gremien.

Für eine gute 
Gesundheitsversorgung für 
alle

Wir wollen Angebote für junge 
Familien wie die Babylots*in-
nen, Familienhebammen und 
„Frühe Hilfe“ fortführen und 
stärken. Diese Angebote unter-
stützen und begleiten Familien 
während der Schwangerschaft, 

nach der Geburt und in der früh-
kindlichen Entwicklung. 

Ob Angebote zur Schwanger-
schaftskonfliktberatung, die 
Durchführung von Schwan-
gerschaftsabbrüchen oder 
die Berücksichtigung von ge-
schlechtsspezifischen Unter-
schieden in der medizinischen 
Versorgung – Frauengesund-
heit ist für die SPD Münster ein 
zentrales Thema. Daher ha-
ben wir ihm in unserem Kapi-
tel „Frauenpolitik“ ein eigenes 
Unterkapitel gewidmet. Dort 
findest du weitere Vorschläge 
zur Verbesserung der Gesund-
heitsversorgung für Frauen.

Das geplante neue Stadtteil-
haus in Coerde mit dem Kin-
der- und Jugendgesundheits-
zentrum Coerde wird Familien 
einen niedrigschwelligen Zu-
gang und Informationen zu einer 
Vielzahl von Angeboten bieten. 
Die Grundidee dieses Zentrums 
wollen wir auf andere Stadttei-
le übertragen. Wir werden die 
Stadtverwaltung beauftragen, 
ein entsprechendes Konzept zu 
entwickeln. 

Der Zugang zur Gesundheits-
versorgung darf nicht von den 
individuellen finanziellen Mit-
teln abhängen. Wir setzen uns 
daher für eine ausreichende 
Ausstattung des Notfallfonds 
für Menschen ohne Kranken-
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versicherung und den Erhalt 
der Clearingstelle „Klar für Ge-
sundheit“ ein. Die Clearingstel-
le ist eine wichtige Anlaufstel-
le für Menschen mit unklarem 
Versicherungsstatus oder ohne 
Papiere. Ergänzend wollen wir 
niedrigschwellige und aufsu-
chende Angebote in besonders 
betroffenen Stadtteilen einfüh-
ren. Um die aktiven Dolmetscher 
zu entlasten, setzen wir uns zu-
dem dafür ein, den verstärkten 
Einsatz von künstlicher Intelli-
genz zu erproben. 

Menschen mit psychischen Er-
krankungen begegnen noch 
immer vielen Vorurteilen. Wir 
werden uns für daher für die 
Entstigmatisierung von psychi-
schen Erkrankungen einsetzen. 
Dies beginnt damit, dass wir 
mehr Transparenz über die ver-
fügbaren Angebote zur psychi-
schen Gesundheitsversorgung 
und Prävention herstellen wer-
den – gerade auch im Hinblick 
auf Angebote für Familien mit 
psychisch kranken Kindern oder 
Eltern. Der „Wegweiser für Men-
schen mit psychischen Erkran-
kungen“ des Kreises Warendorf 
gibt einen umfassenden Über-
blick über Hilfsangebote – von 
Beratungsstellen über stationä-
re und ambulante Versorgung 
bis zu Betreuungsangeboten. 
Ein ähnliches Dokument wollen 
wir auch für Münster erstellen. 

Wir wollen gemeinsam mit dem 
Landschaftsverband Westfa-
len-Lippe (LWL) die vorhande-
nen Betreuungsangebote für 
Menschen mit psychischen Er-
krankungen ausbauen. Hierzu 
gehören unter anderem die An-
gebote des betreuten Wohnens, 
niedrigschwellige Angebote zur 
Tagesunterstützung und zur 
Teilhabe am Arbeitsleben. So-
fern möglich, wollen wir auch 
die Versorgung psychisch kran-
ker Menschen zuhause („Home 
Treatment“) ermöglichen. 

Suchterkrankungen werden 
häufig auf gesellschaftliche 
Randgruppen reduziert. Dabei 
sind Drogen-, Tabletten- und 
Alkoholsucht tief in der Mitte 
der Gesellschaft verankert. Auf-
klärungskampagnen und nied-
rigschwellige Angebote wie die 
Anonymen Alkoholiker oder das 
Café Trockendock werden wir 
weiterhin unterstützen. 

Das Drogenhilfezentrum INDRO 
leistet wichtige Arbeit in der 
Betreuung von Menschen mit 
Suchterkrankungen. Wir wollen 
INDRO erhalten und die Raum-
situation schnellstmöglich ver-
bessern. Die Bemühungen der 
Verwaltung werden wir auch 
weiterhin unterstützen. Darüber 
hinaus werden wir uns für einen 
besseren Schutz von Abhängi-
gen einsetzen, beispielsweise 
durch die Förderung von aufsu-
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chenden Angeboten, erweiterte 
Spritzenausgaben sowie chemi-
sche Analysen zur Drogenprü-
fung („Drug-Checking“). 

Angebote zur Selbsthilfe, die auf 
dem Ansatz „Betroffene beraten 
Betroffene“ („Peer-to-Peer“) ba-
sieren, bilden einen wichtigen Bau-
stein der Gesundheitsversorgung. 
Solche Angebote werden wir daher 
auch weiterhin unterstützen. 

Wir haben eine hohe Wertschät-
zung für die Begleitung sterben-
der Menschen, wie sie beispiels-
weise durch das Palliativnetz 
Münster und in den stationären 
Hospizen geleistet wird. Die 
städtisch geförderte ambulante 
aufsuchende Hospizbewegung 
werden wir auch weiterhin fi-
nanziell unterstützen. 

Mit dem Klimawandel geht eine 
Zunahme an Extremwetterereig-
nissen einher. Hierzu gehören 
auch Hitzewellen. Den Hitzeak-
tionsplan der Stadt wollen wir 
daher weiterentwickeln und an 
neue Gegebenheiten anpassen. 
Wir wollen Trinkbrunnen auf-
stellen, die an verschiedenen 
Orten in der Innenstadt und in 
den Außenstadtteilen kostenlos 
Trinkwasser bereitstellen. Au-
ßerdem wollen wir gezielt kühle 
und ruhige Orte schaffen und 
erhalten, an denen Menschen 
barrierefrei und ohne Konsum-
zwang verweilen können. 

Gemeinsam mit der Verwaltung 
wollen wir prüfen, wie der öffent-
liche Gesundheitsdienst (ÖGD) 
attraktiver gestaltet und gestärkt 
werden kann. Das Gesundheits-
amt wollen wir digitaler aufstellen 
und darauf hinwirken, dass die 
Auswirkungen von Maßnahmen 
auf die Gesundheit der Men-
schen stärker mitgedacht wird. 
Hierfür kann unter anderem der 
Austausch mit anderen Städten 
intensiviert werden, beispiels-
weise im Netzwerk „Gesunde 
Städte“. Etablierte Vorhaben wie 
das Projekt „Gesundheit in der 
nachhaltigen Stadt“ wollen wir 
weiterverfolgen. Zur Verbesse-
rung der Datengrundlage wollen 
wir außerdem ein Gesundheits-
monitoring einführen, über des-
sen Ergebnisse regelmäßig be-
richtet wird. 

Wir werden den Schutz für Sex-
arbeiter*innen und ihre Ge-
sundheit weiter ausbauen. Dies 
erreichen wir durch eine Förde-
rung der bereits bestehenden 
aufsuchenden Sozialarbeit und 
von weiteren Projekten, die sich 
an diese Zielgruppe richten.

Für eine offene und 
gleichberechtigte 
Stadtgesellschaft

Gleichstellung und Geschlech-
tergerechtigkeit sind für uns 
zentrale Aufgaben, damit Men-
schen unabhängig von ihrer 
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geschlechtlichen Identität oder 
sexuellen Orientierung teilhaben 
können, geschützt sind und sich 
sicher fühlen können – im sozia-
len Miteinander, im öffentlichen 
Raum, im Sport und im Arbeits-
leben. Wir werden den aktuellen 
Aktionsplan der Europäischen 
Charta für die Gleichstellung 
von Frauen und Männern in 
Münster umsetzen. Damit wer-
den wir Münster als eine bunte 
und diverse Stadt absichern, 
Vielfalt sichtbarer machen, Rol-
lenstereotypen aufbrechen und 
gendersensible Integration er-
möglichen.

Auf der Basis des städtischen 
Aktionsplan LSBTIQ* (lesbisch, 
schwul, bi, trans*, inter*, queer) 
werden wir die Beratungsstel-
len im Bereich Transgender 
auch in Zukunft unterstützen 
und die Beratungsqualität so-
wie die Treffmöglichkeiten ab-
sichern. Das Männernetzwerk 
Münster unterstützen wir eben-
so wie Präventionsmaßnah-
men zum Abbau gegen Gewalt 
gegen Frauen, Männer und die 
LSBTIQ*-Community.

Für eine barrierefreie Stadt, die 
Teilhabe für alle ermöglicht

Ob Menschen mit Behinderun-
gen, vorübergehenden oder 
dauerhaften Einschränkungen, 
Menschen mit Kinderwagen 
oder Senior*innen – für viele 

Menschen ist eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben nicht ohne 
Einschränkungen möglich. Wir 
setzen uns dafür ein, dass sich 
alle politischen Maßnahmen 
daran orientieren, eine niedrig-
schwellige, möglichst barriere-
freie Teilhabe für alle zu ermög-
lichen. 

Barrierefreiheit bedeutet für 
uns, dass Informationen und 
Angebote so gestaltet werden 
müssen, dass sie über zwei ver-
schiedene Sinneskanäle wahr-
genommen werden können, also 
Sehen und Tasten oder Sehen 
und Hören oder Hören und Tas-
ten. 

Wir wollen, dass der öffentliche 
Verkehr in der ganzen Stadt 
barrierefrei ausgebaut wird. 
Dazu gehören beispielsweise 
barrierefreie Bushaltestellen 
und Busse mit Rollstuhlrampen, 
Signaltönen an Türen, Monitore, 
die auch für Menschen zu lesen 
sind, die entgegen der Fahrt-
richtung sitzen, oder ausrei-
chende Umsteigzeiten.

Wir werden uns dafür einset-
zen, dass Straßenübergänge 
und Kreuzungsbereiche re-
gelmäßig auf Barrierefreiheit 
überprüft und bei Bedarf ange-
passt werden. Dazu gehört bei-
spielsweise, dass Audiosignale 
für Hörgeschädigte an Ampeln 
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funktionieren oder Ampelmasten 
von Fahrrädern und E-Scootern 
freigehalten werden. Kampag-
nen und gut lesbare Hinweise 
an Ampelanlagen können dazu 
beitragen, die Öffentlichkeit auf 
das Problem aufmerksam zu 
machen. 

Wir wollen den Fahrdienst für 
Menschen mit Behinderungen 
erhalten. Das Angebot der Volks-
hochschule an Kursen in Gebär-
densprache wollen wir ausbauen.

Wir wollen, dass Menschen mit 
Behinderungen mehr Möglich-
keiten für sportliche und Frei-
zeitaktivitäten erhalten. Hierzu 
wollen wir auch inklusive Sport-
gruppen fördern, in denen Men-
schen mit und ohne Behinderun-
gen gemeinsam aktiv sind. Die 
Sportboxen der Stadt sollen mit 
Geräten für Menschen mit und 
ohne Behinderungen nachge-
rüstet werden. Spielplätze sollen 
kontrastreich gestaltet werden, 
barrierearm für Eltern und Kinder 
zugänglich sein, und auch barrie-
refreie Spielgeräte bereitstellen. 

Viele Cafés und Restaurants 
sind nicht barrierefrei gestal-
tet. Im Dialog mit den Gastro-
nom*innen und Menschen mit 
Behinderung wollen wir die Zu-
gänglichkeit in der Gastronomie 
verbessern. Um Kneipen und 
Clubs ebenfalls zugänglicher 
zu gestalten, wollen wir hier-

bei auch die Nachtbürgermeis-
ter*innen einbinden. 

Wir werden uns dafür einsetzen, 
dass neue öffentliche Toiletten 
direkt barrierefrei und behin-
dertengerecht geplant werden. 
Vorhandene öffentliche Toilet-
ten sollen behindertengerecht 
ausgebaut werden, beispiels-
weise am Schlossplatz. 

Die Stadtverwaltung muss bei 
der Barrierefreiheit von städti-
schen Räumlichkeiten und Ver-
anstaltungen mit gutem Beispiel 
vorangehen. Dies umfasst unter 
anderem barrierefreie Raum-
pläne im Eingangsbereich und 
im Internet, die Bereitstellung 
von Übersetzung in Gebärden-
sprache bei städtischen Ver-
anstaltungen und einen Pool an 
Gegenständen, die zur Durch-
führung von barrierefreien Ver-
anstaltungen ausgeliehen wer-
den können, beispielsweise ein 
mobiles Blindenleitsystem. 

Auch städtische Veröffentli-
chungen und Angebote zur In-
formationsbereitstellung sollen 
langfristig barrierefrei werden 
und in leichter Sprache zur Ver-
fügung stehen. Dazu gehören 
unter anderem die Homepages 
der Stadt, Broschüren, Formu-
lare, die Münster App und Rats-
vorlagen. Beginnen wollen wir mit 
den wichtigsten Veröffentlichun-
gen und Angeboten sowie Zu-



57

sammenfassungen von Ratsbe-
schlüssen. Ausgewählte Videos 
sollen in einer Version mit Gebär-
dendolmetschenden produziert 
werden. Bilder sollen über eine 
maschinenlesbare Bildbeschrei-
bung verfügen. Insgesamt wollen 
wir darauf hinwirken, dass Grund-
sätze der verständlichen Sprache 
verstärkt beachtet werden. 

Menschen mit Behinderungen 
wissen am besten, in welchen 
Bereich Hürden bestehen und 
wie der Zustand verbessert wer-
den kann. Daher wollen wir eine 
Meldestelle für Barrierefreiheit 
einrichten, über die entsprechen-
de Defizite an die Stadtverwal-
tung gemeldet werden können. 
Wir werden prüfen lassen, ob es 
möglich ist, eine solche Funktion 
in der Münster-App anzubieten. 

Die Kommission zur Förderung 
der Inklusion von Menschen 
mit Behinderungen (KIB) wol-
len wir weiter unterstützen. Wir 
betrachten die KIB als wichtige 
Impulsgeberin. Ihre Stellungnah-
men und Anregungen werden 
bei uns auch weiterhin ein hohes 
Gewicht haben.

Für eine Stadt, in der 
Menschen unabhängig von 
ihrer Herkunft eine Heimat 
finden

Das Migrationsleitbild 2025-
2030 beschreibt zentrale Hand-

lungsfelder als Orientierung für 
die Münsteraner Stadtgesell-
schaft und interkulturelle Zu-
sammenarbeit mit der Verwal-
tung. Wir wollen dazu beitragen, 
die gemeinschaftlich entwickel-
ten Ziele abzusichern. Wo nötig, 
werden wir über das Integrati-
onsmonitoring passgenau nach-
justieren. 
Wir setzen uns dafür ein, dass in 
der Stadtverwaltung ein Inter-
nationales Willkommenszen-
trum als zentrale Kontaktstelle 
für ausländische Neuankömm-
linge eingerichtet wird („Inter-
national Welcome Desk“). Über 
diese Stelle sollen Informationen 
zur Arbeitsmarktintegration be-
reitgestellt und Verwaltungsleis-
tungen sowie die dazugehörigen 
Verfahren so weit wie möglich 
gebündelt werden. 

Wir werden Migrant*innen in 
prekären Lebenslagen unter-
stützen. Dazu gehören Projekte 
wie das psychosoziale Netz-
werk für Geflüchtete, Refugio, 
sowie die „Europa.Brücke.Müns-
ter“, ein unterstützendes Netz-
werk, das Migrant*innen in den 
Bereichen Gesundheit, Wohnen, 
Bildung und Existenzsicherung 
berät und begleitet. 

Sprachkenntnisse sind für eine 
erfolgreiche Integration unver-
zichtbar. Daher werden wir ein 
breites Angebot an Sprach- 
und Integrationskursen sicher-



58

stellen. Diese Kurse sollen kin-
der- und familienfreundlich sein, 
damit auch Väter und Mütter 
teilnehmen können. Daneben 
ist es wichtig, dass Informati-
onsangebote in verschiedenen 
Fremdsprachen erstellt werden. 
Ergänzend soll auch der Einsatz 
von Übersetzungsanwendungen 
erprobt werden, die auf künstli-
cher Intelligenz basieren.

Auch gemeinsame sportliche 
und kulturelle Aktivitäten leis-
ten einen wichtigen Beitrag 
zur Integration. Wir wollen da-
her Sportvereine, migrantische 
Selbstorganisationen und an-
dere relevante Initiativen unter-
stützen, die sich gezielt für die 
Integration von Migrant*in-
nen engagieren, beispielswei-
se durch die Bereitstellung und 
Vermietung von Sportanlagen 
und Räumlichkeiten. 

Ein weiterer wichtiger Bau-
stein der Integrationsarbeit be-
trifft die Berücksichtigung von 
kulturellen Unterschieden. 
Kulturmittler*innen helfen bei 
sprachlichen und inhaltlichen 
Verständnisproblemen an ver-
schiedenen Stellen in der Stadt. 
Wir werden sicherstellen, dass 
Kulturmittler*innen auch weiter-
hin in Münster ausgebildet und 
eingesetzt werden. 
Wir werden uns auch weiterhin 
dafür einsetzen, dass geflüchte-
te Menschen in Münster Schutz 

und Heimat finden. Das Konzept 
der dezentralen Unterbringung 
von Geflüchteten hat sich be-
währt. Wir wollen es fortführen. 
Daneben setzen wir uns dafür 
ein, dass Geflüchtete mit Blei-
beperspektive auch auf dem 
regulären Wohnungsmarkt eine 
passende Wohnung finden. 

Sofern Ermessensspielraum 
bei Abschiebungen von Men-
schen ohne Bleibeperspektive 
besteht, setzen wir uns dafür 
ein, dass städtische Mitarbei-
ter*innen diesen zugunsten der 
Geflüchteten nutzen. Auch für 
diese Menschen wollen wir das 
Integrationsangebot weiterent-
wickeln. Nächtliche Abschie-
bungen und die Bezahlkarte für 
Geflüchtete lehnen wir ab. Die 
Arbeit der zivilen Seenotrettung 
begrüßen wir. 

Der Integrationsrat setzt sich 
für die politische, gesellschaft-
liche und kulturelle Teilhabe von 
Menschen mit Migrationsvor-
geschichte ein. Wir werden den 
Integrationsrat auch weiterhin 
unterstützen und eine angemes-
sene Finanzausstattung sicher-
stellen.

Für eine Stadt, die allen 
Menschen ein Dach über dem 
Kopf bietet

Wir wollen mehr Wohnungen 
und bessere Unterkünfte für 
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alle wohnungslosen und ob-
dachlosen Menschen schaffen. 
Wir werden uns daher für eine 
neue, moderne Notunterkunft in 
Bahnhofsnähe einsetzen. Eine 
weitere Unterkunft wollen wir 
für wohnungslose Menschen 
schaffen, die regelmäßig arbei-
ten gehen, aber keine Wohnung 
finden. In kommunalen Beleg-
wohnungen und neuen Wohn-
gebieten wollen wir ebenfalls 
Wohnraum für Wohnungslose 
bereitstellen, vor allem für woh-
nungslose Familien. Bei allen 
Maßnahmen wollen wir auch 
besondere Bedarfe berücksich-
tigen, beispielsweise von woh-
nungslosen Tierbesitzer*innen, 
Senior*innen, Paaren und quee-
ren Menschen. 

Wir wollen das Angebot an Ver-
sorgungsleistungen und An-
laufstellen für obdachlose und 
wohnungslose Menschen ver-
bessern. Dazu gehören für uns 
Tagestreffpunkte, dezentrale 
Anlaufstellen in den Stadttei-
len, die psychologische Ver-
sorgung von Obdachlosen und 
Wohnungslosen sowie spezi-
fische Angebote für obdachlo-
se und wohnungslose Frauen, 
Paare und Familien. Wichtig ist 
bei allen Angeboten eine ausrei-
chende Ausstattung mit Sozial-
arbeiter*innen und ein möglichst 
niedrigschwelliger Zugang. Wir 
wollen uns dafür einsetzen, dass 
Grenzen zwischen obdachlosen 

sowie wohnungslosen Men-
schen und Menschen, die in 
Wohnungen leben, abgebaut 
werden und das Verständnis 
füreinander wächst. 

Wir setzen auf Prävention. Da-
mit Menschen ihre Wohnung gar 
nicht erst verlieren, wollen wir 
die Maßnahmen der Stadt aus-
bauen, die den Verlust der Woh-
nung verhindern. Dazu gehören 
für uns weiterhin die Übernah-
me von Mietschulden, die eng-
maschige Begleitung von Perso-
nen, denen Wohnungslosigkeit 
droht, durch Sozialarbeit oder 
ehrenamtliche Begleitung und 
Kontaktaufnahme zu den Ver-
mieter*innen. 

Für eine Stadt, die Sicherheit 
und Ordnung gewährleistet

Die Gewährleistung von Si-
cherheit gehört zu den grundle-
genden kommunalen Aufgaben. 
Dabei ist es unser Ziel, mit wirk-
samen Instrumenten Gefahren 
vorzubeugen und die Menschen 
in Münster zu schützen, ihnen zu 
helfen und gegen Regelverstöße 
vorzugehen. Wir sind überzeugt: 
Für eine sichere Stadt müssen 
unterschiedliche Themen, Her-
ausforderungen und Akteur*in-
nen betrachtet werden. Dafür 
haben wir in den letzten Jahren 
bereits viel unternommen – von 
Investitionen in den kommuna-
len Ordnungsdienst und in die 
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Feuerwehr über die Gestaltung 
von öffentlichen Räumen bis zu 
sozialen und gesundheitlichen 
Maßnahmen. Diesen Weg wer-
den wir weiterverfolgen. 

Wir werden Angsträume ab-
bauen, beispielsweise durch 
eine bessere Beleuchtung 
und eine offene sowie über-
sichtliche Gestaltung von 
öffentlichen Räumen. 

Wir werden die Sauberkeit im 
öffentlichen Raum verbessern, 
beispielsweise durch das konse-
quente Entfernen von Schrott-
rädern und Maßnahmen gegen 
illegale Müll- und Sperrmüllhal-
den sowie gegen Vermüllung 
von Wohngebäuden.

Wir werden Kooperationen der 
Ordnungs- und Sicherheits-
behörden und die Einbindung 
von betroffenen Anwohner*in-
nen fördern, beispielsweise bei 
der Entwicklung und Umsetzung 
von sicherheits- und ordnungs-
relevanten Konzepten. 
Wir befürworten eine Polizeiwa-
che im Bahnhofsumfeld in enger 
Nachbarschaft mit den Außen-
diensten des Ordnungsamtes. 
Wir werden uns außerdem dafür 
einsetzen, dass stadtplaneri-
sche, ordnungsrechtliche, poli-
zeiliche und soziale Maßnahmen 
weiterentwickelt und umgesetzt 
werden, um die Sicherheit und 
Aufenthaltsqualität im Bahn-

hofsumfeld zu verbessern.

Wir werden in das Personal und 
die Infrastruktur bei Feuerwehr, 
Rettungsdienst und kommuna-
lem Ordnungsdienst investie-
ren.

Die Menschen erwarten zu 
Recht vorbeugende Planung und 
wirksames Handeln im Bevöl-
kerungs- und Katastrophen-
schutz. Feuerwehr und Hilfs-
organisationen bilden die Basis 
hierfür. Der kommende Katast-
rophenschutzbedarfsplan zeigt 
auf, welche Maßnahmen darü-
ber hinaus notwendig sind. Wir 
unterstützen die schrittweise 
Umsetzung des Katastrophen-
schutzbedarfsplanes.

Die von uns eingeführten 
Nachtbürgermeister*innen 
haben wirksam dazu beigetra-
gen, Konflikte zwischen Gas-
tronom*innen, Feiernden und 
Anwohner*innen vorzubeugen. 
Deshalb werden wir die Nacht-
bürgermeister*innen auch wei-
ter unterstützen.



61

Frauenpolitik
Unser Ziel ist die Gleichstel-
lung von Frauen. Deshalb set-
zen wir uns dafür ein, dass Ge-
schlechtergerechtigkeit bei allen 
politischen Themen und Ent-
scheidungen in Münster berück-
sichtigt wird und die Intereresse 
von Frauen paritätisch vertreten 
werden. Wir treten ein für ein 
gleichberechtigtes und sicheres 
Leben aller Frauen in Münster.

Wir haben bereits viel erreicht: 
Insbesondere ist es uns ge-
lungen, den Gewaltschutz für 
Frauen zu stärken und so die 
Umsetzung der Istanbul-Kon-
vention auf kommunaler Ebene 
zu fördern. Auf unsere Initiative 
hin wurde überprüft, inwieweit 
die vorhandenen Kapazitäten 
in Frauenhäusern ausreichend 
sind. Auch haben wir die Auf-
stellung einer „roten Bank“ vor 
dem Stadthaus 1 erwirkt, um auf 
die Gewalt gegen Frauen und 
Femizide in unserer Gesellschaft 
hinzuweisen. Darüber hinaus 
haben wir Schulen und Jugend-
zentren mit kostenlosen Hygie-
ne-Produkten für Frauen aus-
gestattet. Unsere Förderung von 
Projekten wie „Move and Meet“ 
bietet Frauen mit Migrationsge-
schichte einen Raum für sportli-
che Betätigung und Begegnun-
gen. Durch die Modernisierung 
von Sportstätten fördern wir 

den weiblichen Spitzensport. 
Insgesamt lebt unsere frauen-
politische Arbeit vom ständigen 
Austausch mit Initiativen, die 
das Leben von Frauen in Müns-
ter auf allen Ebenen bereichern.

Unser Ziel für die nächsten Jah-
re wird es sein, die bereits um-
gesetzten Maßnahmen weiter 
auszubauen und neue Impulse 
im Bereich der Frauenpolitik zu 
setzen.

Für gesellschaftliche Teilhabe 
und Gleichstellung von Frauen

Frauen übernehmen in Fami-
lien immer noch einen Großteil 
der zu leistenden Sorgearbeit 
(„Care-Arbeit“). Es ist daher 
umso wichtiger, dass sie ihr 
eigenes Bedürfnis nach gesell-
schaftlicher Teilhabe mit dieser 
Sorgearbeit vereinbaren kön-
nen. Wir werden uns deswegen 
auch in Zukunft dafür einsetzen, 
dass Mehrgenerationenhäuser 
und Mütterzentren finanziell 
unterstützt werden. Der Aus-
bau und die Sicherstellung von 
bedarfsgerechten Betreuungs- 
und Bildungseinrichtungen für 
eine gute Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf ist für uns wei-
terhin ein zentrales Anliegen.

Gute Betreuungs- und Bildungs-
einrichtungen sind für uns ein 
zentrales Thema. Im Kapitel zu 
„Bildung und Kultur“ findest 
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du weitere konkrete Vorschläge 
hierzu. 

Wir werden die Beratungsange-
bote für Frauen zu Fragen der 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf unterstützen. Ein beson-
deres Augenmerk liegt für uns 
hierbei auf Beratungsangeboten 
für Frauen mit Migrationshinter-
grund. Denn diese sind in mehr-
facher Hinsicht von versteckter 
Diskriminierung auf dem Ar-
beitsmarkt betroffen.

Frauen im Rentenalter sind ei-
nem größeren Armutsrisiko aus-
gesetzt. Deshalb setzen wir uns 
für frühzeitige und allen Lebens-
situationen angepasste Bera-
tungsmöglichkeiten ein. Mit zu-
nehmendem Alter steigt zudem 
das Risko zu vereinsamen. Des-
wegen werden wir uns für den 
Ausbau von Begegnungszentren 
speziell für Rentnerinnen einset-
zen. Auch die aufsuchende Al-
tenarbeit muss verstärkt in den 
Blick genommen werden. Der 
Kampf gegen Altersarmut hat 
für uns Priorität. 

Wir werden den Spitzen- und 
Breitensport für Frauen auch 
in Zukunft besonders unter-
stützen. Die besonderen Be-
dürfnisse von Frauen bei 
sportlichen Aktivitäten müs-
sen umfassend berücksichtigt 
werden. Dies gilt insbesondere 
bei der Modernisierung von 

Sportstätten und im Hinblick 
auf Fragen der körperlichen 
Selbstbestimmung. So fordern 
wir, dass in kommunalen Bä-
dern Schwimmzeiten nur für 
Frauen angeboten werden. 
Zudem soll das Personal städ-
tischer Bäder speziell im Um-
gang mit sexualisierten Über-
griffen geschult werden.

Für geschlechtergerechte 
Stadtpolitik und Gleichstellung 
im öffentlichen Raum

Frauen und Mädchen haben 
spezifische Ansprüche an die 
Stadt, in der sie leben. Oftmals 
werden ihre Bedürfnisse bei der 
Stadtplanung nicht hinreichend 
berücksichtigt. Wir werden das 
ändern. Eines unserer zentra-
len Ziele ist es, die Sicherheit 
von Frauen in der Stadt zu er-
höhen. Hierzu streben wir für 
den öffentlichen Nahverkehr die 
Einführung des „Haltens auf 
Wunsch“ an. Kern dieser Maß-
nahme ist es, dass ein Bus im 
Nachtverkehr auf Wunsch eines 
Fahrgastes auch zwischen zwei 
Haltestellen stoppt. Dadurch 
verkürzt sich der Weg, der von 
der Haltestelle zum Ziel zurück-
gelegt werden muss. Außerdem 
setzen wir uns für eine besse-
re Beleuchtung der Promenade 
und der Verbindungswege zwi-
schen der Innenstadt und den 
Außenstadtteilen bei Nacht ein. 
Grundlage für den Ausbau soll 
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ein Beleuchtungskonzept für die 
Gesamtstadt sein. 

Für uns ist die Gleichstellung der 
Geschlechter ein zentrales An-
liegen. Die Mitarbeiter*innen der 
Stadtverwaltung müssen da-
her fortlaufend im Umgang mit 
Sexismus und Gewalt gegen 
Frauen geschult werden. Ziel ist 
es, dass Mitarbeiter*innen dis-
kriminierenden Verhaltenswei-
sen vorbeugen, sie erkennen, 
verhindern und im Nachhinein 
aufarbeiten können. 

Wir fordern, dass Gleichstel-
lung auch im Stadtbild erkenn-
bar wird: Die paritätische Be-
nennung von Straßennamen 
nach männlichen und weiblichen 
Personen ist für uns selbstver-
ständlich. Um dieses Ziel zu er-
reichen, setzen wir uns dafür 
ein, dass neue Straßen vorrangig 
nach Frauen benannt werden. 
Zudem werden wir eine öffent-
lichkeitswirksame kommunale 
Kampagne entwickeln und um-
setzen, welche sich kritisch mit 
geschlechterspezifischen Ste-
reotypen und traditionellen Rol-
lenbildern auseinandersetzt und 
vor allem Männer dazu ermutigt, 
diese kritisch zu hinterfragen.

Wir setzen uns zudem dafür ein, 
dass Führungspositionen in der 
öffentlichen Verwaltung paritä-
tisch besetzt werden. 

Für die Rechte und 
gesundheitliche Versorgung 
von Frauen

Wir wollen Frauen besser vor 
häuslicher Gewalt schützen. Wir 
werden dafür sorgen, dass die 
laufende Prüfung der Kapazitä-
ten der Münsteraner Frauen-
häuser zeitnah abgeschlossen 
wird und umgehend Maßnah-
men zum Ausbau von mindes-
tens einer weiteren Schutzun-
terkunft umgesetzt werden. 
Zudem werden wir eine öffent-
lichkeitswirksame Kampagne 
entwickeln und umsetzen, die 
auf häusliche Gewalt aufmerk-
sam macht und Informationen 
zu Unterstützungsmöglichkeiten 
und Hilfsangeboten bietet. 

Wir wollen die medizinische 
Versorgung bei Schwanger-
schaftsabbrüchen wohnorts-
nah sicherstellen. Denn be-
troffene Frauen sind häufig in 
großer Zeitnot. Einerseits dürfen 
Schwangerschaftsabbrüche nur 
bis zur zwölften Schwanger-
schaftswoche vorgenommen 
werden. Andererseits müssen 
zwischen der gesetzlich vor-
geschriebenen Beratung und 
dem Schwangerschaftsabbruch 
mindestens drei Tage vergehen. 
Ein möglichst niedrigschwelliger 
und schneller Zugang ist so-
mit dringend notwendig. Folg-
lich werden wir die Schwan-
gerschaftskonfliktberatung in 
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Münster bedarfsgerecht aus-
bauen und Beratungsstellen 
fördern, die den gesetzlich vor-
geschriebenen Beratungsschein 
ausstellen.

Frauen werden im Umfeld einer 
Beratungsstelle häufig ange-
feindet. Wir werden dafür sor-
gen, dass Ordnungskräfte an 
Beratungsstellen verstärkt ein-
gesetzt werden und Frauen vor 
solchen Anfeindungen schützen. 
Hierzu gehören für uns auch 
Schulungsmaßnahmen für Ord-
nungskräfte im Umgang mit dem 
neuen Gesetz zur Verhinderung 
von Gehsteigbelästigung. 

Wir wollen eine erste Anlauf-
stelle zur Koordination von 
Schwangerschaftsabbrüchen 
einrichten. An diese können sich 
betroffene Frauen wenden, um 
Informationen zu erhalten und 
möglichst schnell und unkom-
pliziert an Ärzt*innen vermittelt 
zu werden. Weiterhin wollen wir 
aktiv niedergelassene Medizi-
ner*innen sowie private, öffentli-
che und kirchliche Kliniken dabei 
unterstützen, die Durchführung 
von Schwangerschaftsabbrü-
chen aufzunehmen. Wir sehen 
hier besonders die Krankenhäu-
ser mit gynäkologischer Fach-
station in der Verantwortung. 
Auch soll eine stadtweite und 
öffentlichkeitswirksame Kam-
pagne zum Thema der Schwan-
gerschaftsabbrüche entwickelt 

und durchgeführt werden, wel-
che über die Voraussetzungen, 
die Beratungsstellen, Ärzt*innen 
und weitere relevante Angebote 
informiert. 
Ein unkomplizierter Zugang zu 
Hygieneprodukten für Frau-
en und Mädchen ist für uns 
ein wichtiges gesundheitspoli-
tisches Anliegen. Wir werden 
die Münsteraner Schulen und 
Jugendzentren daher flächen-
deckend mit kostenlosen Hygi-
eneprodukten für Frauen aus-
statten.

Wir setzen uns für die Prüfung 
einer Menstruationsfreistel-
lung für Mitarbeiterinnen der 
Stadtverwaltung und ihrer Toch-
tergesellschaften ein. Ziel ist es, 
einen Beitrag zur Enttabuisie-
rung von Menstruation zu leis-
ten, das gesundheitliche Wohl-
befinden der Betroffenen zu 
stärken und die Stadtverwaltung 
als Vorbild für eine gerechte und 
diskriminierungsfreie Personal-
politik zu positionieren. In An-
lehnung an Modelle aus Spanien 
oder der Schweiz wollen wir 
untersuchen, ob auch in Müns-
ter eine unbürokratische und 
flexible Freistellungsregelung 
für menstruierende Mitarbeite-
rinnen mit starken Beschwerden 
möglich ist.
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Naturfreunde
Wir setzen uns für eine natur-
nahe, umwelt- und tierfreund-
liche Stadt ein. Eine hohe 
Lebensqualität ist für uns un-
trennbar mit dem Schutz von 
Umwelt und Tieren sowie der 
Förderung von Grünflächen 
verbunden. Kommunen spie-
len eine entscheidende Rolle 
im Kampf gegen die Klimakrise, 
da hier Maßnahmen umgesetzt 
werden, die das tägliche Leben 
direkt beeinflussen. Auch der 
Schutz von Haus- und Wild-
tieren ist für uns ein wichtiges 
Anliegen – von der Förderung 
von Tierheimen bis zur tier-
gerechten Stadtplanung. Wir 
möchten eine Stadt gestalten, 
die Menschen, Umwelt und 
Tiere zusammendenkt.

In den vergangenen Jahren ha-
ben wir bereits wichtige Fort-
schritte erreicht: Wir haben die 
Resilienzstrategie unterstützt 
und die Umsetzung des Hand-
lungskonzepts für den Aasee 
vorangetrieben. Durch die Sa-
nierung von Wegen und Einrich-
tungen haben wir die Aufent-
haltsqualität am Aasee deutlich 
verbessert. Die für Menschen 
und Tiere wichtigen Freiräu-
me entlang der Grünzüge und 
Grünringe konnten wir mit dem 
Erhalt der Grünordnung sichern. 
Im Rahmen des Prozesses rund 

um das integrierte Flächenma-
nagement haben wir uns dafür 
eingesetzt, dass hochwertige 
Freiräume und Grünflächen 
weiterentwickelt und attrakti-
ver gestaltet werden. Den Pro-
zess hin zu einer zukunftsfähi-
gen Trinkwasserversorgung 
haben wir mitgestaltet. Mit der 
Baumschutzsatzung haben wir 
ein wirksames Instrument zum 
langfristigen Erhalt und Schutz 
von Bäumen in unserer Stadt 
geschaffen. Im Rahmen der 
Haushaltsverhandlungen haben 
wir uns für die finanzielle Siche-
rung wichtiger Initiativen und 
Vereine eingesetzt, unter ande-
rem für den Naturschutzbund 
(NABU), das Haus der Nach-
haltigkeit und die Wildtierhil-
fe. Ebenso haben wir Maßnah-
men zum Schutz freilebender 
Katzen vorangetrieben und uns 
konsequent für die ökologische 
Verpachtung der städtischen 
landwirtschaftlichen Flächen 
eingesetzt. Schließlich haben 
wir auch kleine Initiativen groß 
gemacht: Auf unseren Antrag 
hin wurde eine Saatgutbiblio-
thek ins Leben gerufen und im 
Haus der Nachhaltigkeit etab-
liert. 

In den kommenden Jahren wer-
den die folgenden Themen-
schwerpunkte und Maßnahmen 
im Zentrum unserer Umwelt-, 
Klima- und Tierpolitik stehen. 



66

Für eine kompakte 
und flächensparende 
Siedlungsentwicklung

Münster benötigt mehr Wohn-
raum. Gleichzeitig braucht die 
Stadt mehr Grünflächen, um 
die Menschen gegen die Folgen 
der Klimakrise zu schützen, bei-
spielsweise gegen Hochwasser 
bei Starkregen. Wir bekennen 
uns daher zu einer flächenspa-
renden Siedlungsentwicklung, 
die sich am Idealbild der kom-
pakten Stadt, der Stadt der kur-
zen Wege sowie der Schwamm-
stadt orientiert. 

Für die Innenstadt sprechen wir 
uns für einen Schwerpunkt auf 
Nachverdichtung durch „Bauen 
in der Höhe“ aus. Hier wollen wir 
auch bereits versiegelte Flächen 
für neue Wohnvorhaben in den 
Blick nehmen. Für die Wohn-
raumentwicklung in den Außen-
stadtteilen wollen wir hingegen 
auch neue Flächen bereitstellen. 

Für Grünflächen und gute 
Gewässer

Münster wird in Zukunft wei-
ter wachsen. Innenstadt und 
Außenstadtteile werden enger 
aneinanderrücken. Die Konkur-
renz um die Nutzung von Flä-
chen zwischen den Stadtteilen 
sowie zwischen der Innenstadt 
und den Außenstadtteilen wird 
in der Folge zunehmen. Wir wer-

den uns dafür einsetzen, die 
entsprechenden Grün- und Frei-
räume naturnah weiterzuentwi-
ckeln, so dass sie verschiedenen 
Ansprüchen genügen – sozialen 
Ansprüchen zum Aufenthalt und 
zur Naherholung ebenso wie 
ökologischen Ansprüchen des 
Mikroklimas und der Artenviel-
falt.

Um dem Bedarf nach mehr 
Grünflächen Rechnung zu tra-
gen, wollen wir in der Innenstadt 
und in den Außenstadtteilen 
Flächen entsiegeln. Dies ver-
bessert die Aufenthaltsqualität, 
die Biodiversität, das Mikrokli-
ma und vermeidet somit Hitze-
inseln. Konkrete Maßnahmen 
sollen für den Servatiiplatz, den 
Ludgeriplatz und den Schloss-
platz erarbeitet und umgesetzt 
werden. Auch Schulhöfe, Park-
plätze und Flächen vor städti-
schen Gebäuden sollen für sol-
che Maßnahmen berücksichtigt 
werden, beispielsweise vor dem 
Stadthaus 2. 

Wir stehen an der Seite der 
Kleingärtner*innen. Wir wer-
den Menschen unterstüt-
zen, die Grünflächen pflegen 
und nutzen, beispielswei-
se in Kleingärten oder beim 
Gärtnern in der Stadt („Ur-
ban Gardening“). Wir werden 
uns für den Erhalt und Aus-
bau von Kleingartenanlagen 
und Gemeinschaftsgärten in 
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Münster einsetzen. Weitere 
Maßnahmen sollen über die 
Bezirksvertretungen vorbe-
reitet und angestoßen wer-
den. 

Die Promenade ist ein Alleinstel-
lungsmerkmal für Münster. Wir 
setzen uns dafür ein, dass sie 
ein wichtiger Baustein der Rad-
verkehrsinfrastruktur bleibt. Da-
rüber hinaus sollen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Aufent-
haltsqualität umgesetzt werden. 
Das verträgliche Nebeneinander 
von verkehrlicher Nutzung, Frei-
zeitaktivitäten und Naherholung 
ist für uns zentral.

Der Aasee ist prägend für das 
Stadtbild. Er übernimmt wich-
tige Funktionen als Grün-, Frei-
zeit- und Naherholungsraum. 
Wir werden weitere Maßnahmen 
zur Verbesserung des Aasees 
und der angrenzenden Flächen 
umsetzen. Dazu gehören vor al-
lem auch Maßnahmen zur Ver-
besserung der Wasserqualität 
und zur Renaturierung. 

Mit der Aa verfügt Münster über 
ein weiteres prägendes Wasser-
element im Stadtbild. Wir wol-
len die Aa, den Aa-Seitenweg 
(Schwester-Laudeberta-Weg) 
und die angrenzenden Grün-
flächen sanieren und zu einem 
grün-blauen Band mit einer bes-
seren ökologischen Qualität und 
mehr Aufenthaltsmöglichkeiten 

weiterentwickeln. Die Wester-
holtsche Wiese ist ein gutes Bei-
spiel, wie dies gelingen kann. 
Grundlage der Weiterentwick-
lung und Sanierung von Aasee 
und Aa soll ein integriertes Ent-
wicklungskonzept sein. 

Ob Ems, Werse, Angel oder die 
vielen Bäche im ganzen Stadt-
gebiet – Münster verfügt neben 
der Aa und dem Aasee über 
zahlreiche weitere Gewässer. 
Wir setzen uns dafür ein, die 
ökologische Vielfalt und die Be-
deutung dieser Gewässer für 
den Hochwasserschutz zu ver-
bessern. Gleichzeitig wollen wir 
die Gewässer sowie die angren-
zenden Flächen als wichtige 
Naherholungsgebiete weiter-
entwickeln. Dabei unterstützen 
wir auch die Nutzung der Ge-
wässer für den Angelsport und 
andere Sportarten. An der Wer-
se setzen wir uns für eine Sanie-
rung bzw. Erneuerung der Weh-
re, den Ausbau der Fischtreppen 
(„Organismenaufstiege“) sowie 
für Anlegestellen für den Kanu- 
und Paddelsport ein.

Grünflächen, Parks und kleinere 
Waldgebiete sind wichtig für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung. 
Der größtmögliche Erhalt der 
Grünringe und Grünschneisen 
ist uns daher besonders wichtig. 
Das integrierte Flächenkonzept 
der Stadt benennt darüber hin-
aus sieben Schwerpunktberei-
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che zur Landschaftsaufwertung 
(Kinderbachtal, DEK-Hoppen-
garten-Maikotten, Lütkenbeck, 
Werse-Edelbach, Lodden, Venn-
heide, Westliches Aatal). Wir 
wollen erreichen, dass für diese 
sieben Bereiche integrierte Ent-
wicklungskonzepte erarbeitet 
und die jeweiligen Maßnahmen 
schrittweise umgesetzt werden.

Für sozialverträglichen Klima- 
und Naturschutz

Der sozialverträgliche Klima-
schutz bleibt für uns ein zentra-
les Anliegen. Deshalb unterstüt-
zen wir das Ziel der Stadt, bis 
2030 klimaneutral zu werden. 
Wir reduzieren die Emissionen 
im Verkehrssektor, indem wir 
den Bus-, Rad- und Fußverkehr 
attraktiver machen. Außerdem 
setzen wir uns dafür ein, dass 
mehr Strom aus erneuerbaren 
Energiequellen gewonnen und 
die Inbetriebnahme neuer So-
lar- und Windkraftanlagen ge-
fördert wird. Wir werden Pro-
jekte zur Energieeinsparung und 
zur energetischen Gebäude-
sanierung unterstützen. Hierbei 
stehen insbesondere die Stadt-
verwaltung und die städtischen 
Unternehmen wie die Stadtwer-
ke und die Wohn + Stadtbau in 
der Verantwortung. 

Vorhandene Klimakonzepte 
für Hochwasser, Dürren oder 
Hitzewellen werden wir fort-

schreiben. Dabei werden wir 
die Wirksamkeit der Konzep-
te anhand aktueller Klimaer-
eignisse überprüfen und den 
Schutz von besonders gefähr-
deten Menschengruppen in 
den Mittelpunkt stellen, bei-
spielsweise von Senior*innen 
oder Schwangeren. 

Teil des Artenschutzes soll ein 
neues Lichtkonzept sein. Wo 
möglich, wollen wir Dauerbe-
leuchtung gegen adaptive Be-
darfsbeleuchtung austauschen 
und nach und nach nur noch 
insekten- und tierfreundliche 
Lampen installieren. Bei Maß-
nahmen an schwer einsehbaren 
oder wenig frequentierten Orten 
sowie in anderen Angsträumen 
werden wir auch mögliche Aus-
wirkungen auf das Sicherheits-
gefühl der Menschen berück-
sichtigen. 
Werden städtische Flächen zur 
landwirtschaftlichen Nutzung 
verpachtet, erfolgt dies weiter-
hin nur, wenn die Bewirtschaf-
tung ökologisch und ohne den 
Einsatz von Gentechnik erfolgt. 

Für energieeffiziente 
Gebäude, funktionierende 
Infrastrukturen und 
Kreislaufwirtschaft

Wir setzen uns für eine vielfälti-
ge kommunale Wärmeplanung 
ein und unterstützen den Aus-
bau des Fernwärmenetzes, da-
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mit weitere Haushalte, Betriebe 
und Großverbraucher schritt-
weise an das Netz angeschlos-
sen werden können. Wir setzen 
uns außerdem dafür ein, die Er-
zeugung der Fernwärme schritt-
weise auf erneuerbare Energie-
quellen umzustellen. Um für die 
Bürger der Stadt Planungssi-
cherheit zu gewährleisten, wer-
den wir darauf achten, dass alle 
Maßnahmen in ein langfristiges 
Konzept eingebettet sind, das 
mit der Stadtgesellschaft abge-
stimmt ist. 

Bei der Umstellung auf erneuer-
bare Energien sollen kostenlose 
Energieberatungen weiterhel-
fen. Hierbei soll der Ausbau von 
Photovoltaikanlagen und Wär-
mepumpen ebenso in den Blick 
genommen werden wie Maß-
nahmen zur Energieeinsparung, 
beispielsweise durch den Aus-
tausch von Fenstern oder neue 
Dämmungen. 

Eine nachhaltige Stadt beginnt 
mit zukunftsfähigen Gebäuden. 
Deshalb fordern wir ein umfas-
sendes Sanierungsprogramm 
für städtische Gebäude, mit 
besonderem Fokus auf Schulen. 
Viele Schulgebäude in Müns-
ter sind energetisch veraltet. 
Sie verursachen hohe Betriebs-
kosten und beeinträchtigen das 
Lernklima. Eine energetische 
Sanierung verbessert die Luft-
qualität, sorgt für angenehme 

Temperaturen im Klassenzim-
mer und reduziert den Energie-
verbrauch erheblich. Wir setzen 
uns daher dafür ein, dass die 
Stadt Münster in der kommen-
den Ratsperiode ein verbind-
liches Sanierungskonzept mit 
klaren Zeitplänen und gesicher-
ter Finanzierung entwickelt.

Wir werden die öffentliche 
Wasserver- und -entsorgung 
in den Blick nehmen und dafür 
sorgen, dass erforderliche Sa-
nierungen durchgeführt wer-
den. Die Baustellen werden in 
Abstimmung mit anderen Ver-
sorgungsunternehmen und 
dem Straßenbau geplant, da-
mit die Straßen und Gehwege 
nicht mehrfach aufgerissen 
und Einschränkungen für die 
Bürger*innen minimiert wer-
den.

Wir werden einen Wasserbeirat 
einführen. Dieser wird die kom-
munalen Behörden bei allen The-
men mit einem Bezug zur wichti-
gen Ressource Wasser beraten, 
beispielsweise Trinkwasserver-
sorgung und Abwasserentsor-
gung, Hochwasserschutz, Was-
ser- und Naturschutz, Erholung 
und Freizeit, Bewässerung und 
Landwirtschaft.

Den hohen Standard der Abwas-
serbeseitigung in Münster wol-
len wir erhalten und absichern. 
Wir werden Maßnahmen zur 
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Verbesserung der Wasserquali-
tät vorantreiben, beispielsweise 
den Ausbau der Kläranlagen. Die 
anfallenden Abwassergebühren 
sollen dabei so gering wie mög-
lich und sozialverträglich gestal-
tet werden. 

Die Abfallbeseitigung und -ent-
sorgung in Münster erfolgt nach 
hohen Standards. Diese werden 
wir weiter zukunftsgerichtet 
ausbauen. Dazu gehört für uns 
unter anderem eine strategische 
Weiterentwicklung der Recyc-
linghöfe und des Entsorgungs-
zentrums in Münster. 

Wir werden die Bildungsarbeit 
der Abfallwirtschaftsbetriebe 
Münster (awm) als wichtigen 
Beitrag zur nachhaltigen Ent-
wicklung und Förderung der 
Kreislaufwirtschaft in Münster 
weiterhin unterstützen.

Für den Schutz von Haus- und 
Wildtieren

Wir werden uns dafür einsetzen, 
dass in Münster mehr Auslauf-
flächen für Hunde geschaffen 
werden. Diese Flächen sollen 
sicher und gepflegt sein. Dazu 
gehören Sitzgelegenheiten für 
Hundehalter*innen, kostenlo-
se Hundekotbeutel, regelmäßi-
ge Mäharbeiten, Mülleimer und 
Wasserzapfanlagen für Mensch 
und Tier. Denkbar ist die Einrich-

tung einer neuen Hundeauslauf-
fläche zum Beispiel am nördli-
chen Ufer des Aasees, östlich 
vom Kardinal-von-Galen-Ring. 
Weiterhin setzen wir uns dafür 
ein, dass Hundesportvereine 
geeignete Flächen für ihre Tä-
tigkeiten erhalten. 
Wir werden einen kommunalen 
Tierschutz-Notfallfonds ein-
richten. Mit diesem Fonds un-
terstützen wir Bürger*innen, die 
die Kosten für die medizinische 
Versorgung ihrer Tiere nicht auf-
bringen können. 

Die illegale Einfuhr von Haus-
tieren aus dem Ausland nach 
Deutschland stellt ein Problem 
dar. Im Internet werden Tiere 
aus vermeintlichen Tierschutz-
gründen angeboten. In vielen 
Fällen stehen jedoch unseriöse 
Anbieter hinter diesen Angebo-
ten. Wir wollen erreichen, dass 
die Vermittlung von Tieren aus-
schließlich über gemeldete und 
bekannte Pflegestellen oder 
Tierheime erfolgt. Hierbei set-
zen wir auf Aufklärung und In-
formation für mögliche Interes-
sent*innen. 

Wir wollen Bürger*innen über 
die artgerechte Tierhaltung 
und den verantwortungsvollen 
Umgang mit Haus- und Wild-
tieren aufklären. Für eine Auf-
klärungskampagne wollen wir 
mit geeigneten Trägern aus dem 
Tierschutz zusammenarbeiten. 
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Wir wollen Tierheime und Ver-
eine unterstützen, die Fundtiere 
aufnehmen. Denn sie überneh-
men eine wichtige kommunale 
Aufgabe. Für eine gezielte Un-
terstützung werden wir die Ein-
nahmen aus der Hundesteuer 
einsetzen. 

Wir verfolgen das Ziel, den Tau-
benbestand in der Stadt zu re-
duzieren. Das Fütterungsverbot 
für Tauben reicht für Bereiche 
wie den Domplatz oder den 
Hauptbahnhof nicht aus. Daher 
werden wir ein wissenschaftlich 
fundiertes Stadttaubenkonzept 
erstellen lassen. Für Orte, an de-
nen Probleme mit Stadttauben 
bestehen, wollen wir die Errich-
tung von Taubenhäusern prüfen 
lassen. 

Eine naturnahe Gestaltung des 
Ökosystems ist für wild lebende 
Insekten, Vögel und Säugetiere 
in der Stadt besonders wich-
tig. Wirkungsvolle Maßnahmen 
dafür sind Haus- und Dachbe-
grünung, Wildwiesen, vernetzte 
Grünzüge, Renaturierung von 
Gewässern und tiergerechte 
Beleuchtungssysteme. Wir wer-
den uns daher für eine tier- und 
insektenfreundliche Gestaltung 
von öffentlichen Grundstücken 
einsetzen. Zum Schutz von Igeln 
und anderen Kleintieren wollen 
wir konkrete Vorgaben einfüh-
ren, beispielsweise für den Ein-
satz von Mährobotern. 

Ein klassisches Feuerwerk be-
deutet für viele Haus- und Wild-
tiere Stress und Angst. Wir wol-
len daher prüfen, ob in Münster 
ein zentrales, familienfreundli-
ches Feuerwerk mit einer lärm-
, müll- und schadstoffarmen 
Licht- und Lasershow angebo-
ten werden kann. Wir wollen zu-
dem außerhalb der Innenstadt 
einen Rückzugsort anbieten, 
an dem Tierbesitzer*innen den 
Jahreswechsel mit ihren Tieren 
verbringen können. Neben Ho-
tels und Gasthöfen in den Au-
ßenstadtteilen kommen hierfür 
auch Orte infrage, an denen ein 
generelles Feuerwerksverbot 
gilt, beispielsweise am Flugha-
fen Münster-Osnabrück. 

Den Allwetterzoo Münster wollen 
wir bei der tierfreundlichen und 
naturnahen Gestaltung der Tierge-
hege und sonstigen Anlagen unter-
stützen, damit er seiner Bedeutung 
als zentraler Ort für Artenschutz, 
Bildung und Forschung, Erholung 
und Freizeit sowie für Nachhaltig-
keit und Bewusstseinsbildung voll-
umfänglich gerecht wird. 

Unter allen Mitgliedstaaten der 
EU hat nur Deutschland die Wild-
tierhaltung in Zirkussen weder 
verboten noch eingeschränkt. 
Wir werden Tierschutzaspekte 
daher in Pachtverträge mit Zir-
kusunternehmen und Schau-
stellern aufnehmen. Diese sol-
len den Verzicht auf Wildtiere 
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und die tiergerechte Haltung 
von Haustieren regeln. 

Wir wollen Themen und Fragen 
zum Tierschutz und zur Tierhal-
tung mehr Sichtbarkeit verlei-
hen. Daher wollen wir gemein-
sam mit der Stadtverwaltung, 
relevanten Vereinen, Initiativen 
und anderen interessierten Ak-
teur*innen der Stadtgesell-
schaft einen kommunalen Tier-
schutzpreis als Anerkennung 
für ehrenamtliches Engagement 
einführen. 

Wir werden uns für regelmäßige 
und unangemeldete Kontrol-
len in tierhaltenden Betrieben 
einsetzen. Soweit möglich, soll 
kommunaler Grund zukünftig 
nicht mehr für Unternehmen mit 
Intensivhaltung oder Tierver-
suchslaboren bereitgestellt wer-
den. 

Wir wollen eine deutlich bessere 
Ausstattung des Veterinäramts 
erreichen, damit es die übertra-
genen Aufgaben erfüllen kann. 
Deshalb werden wir prüfen, ob 
die organisatorische Anbindung 
des Amtes an das Gesundheits-
amt weiterhin sinnvoll ist.
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